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1. Hintergrund

1 Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Gesetz vom 18.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 347) geändert 
worden ist.

2 Sofern nicht anders zitiert, entstammen alle genannten Vorschriften dem EEG 2023.

3 BT-Drs. 20/1630, S. 191.

4 Bauer in: BeckOK EEG, § 39i EEG 2023, Rn. 17.

5 Bauer in: BeckOK EEG, § 39i EEG 2023, Rn. 17.

6 Biomasseverordnung vom 21.06.2001 (BGBl. I S. 1234), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 13.10.2016 (BGBl. I S. 2258) geändert 
worden ist.

Das Forschungsprojekt BioM0876 hat das Ziel, entlang der 
Biomethanprozesskette Transparenz für alle Marktakteure zu 
schaffen. Hierdurch wird ein Beitrag geleistet zu einer effizien-
ten Weiterentwicklung des Biomethanmarktes – und dadurch 
zugleich der Reduzierung von energie- und wärmebedingten 
Treibhausgasemissionen, der Eröffnung neuer Wachstums-
chancen für den ländlichen Raum und der Steigerung der Ener-
giesouveränität Deutschlands und Europas.

Das vorliegende Gutachten dient ergänzend zum Gutachten 
„Rechtliche Rahmenbedingungen für den Betrieb von Biomet-
han-BHKW“, indem es sich auf die rechtlichen Einflussfaktoren, 
die sich auf die Biomethanpreisermittlung auswirken, fokussiert. 
Hierfür werden die Anforderungen an die Gasqualität (Kapitel 2) 
inklusive der Nachweispflichten, die Strom- und Gasbezugskos-
ten (Kapitel 3 und 4) sowie die durch den Emissionshandel (Kapi-
tel 5) und die Energie- und Stromsteuer (Kapitel 6) verursachten 
Kosten betrachtet.

2. Anforderungen an die Gasqualität  

Zunächst beinhaltet das Erneuerbare-Energien-Gesetz 20231 
(EEG)2 Anforderungen an die Gasqualität, welche Auswirkun-
gen auf den Biomethanpreis haben. Zudem verweist es auf 
weitere Regelungen, welche Anforderungen an die Gasquali-

tät stellen. Ohne die Einhaltung dieser Anforderungen besteht 
kein Anspruch auf Zahlung der Marktprämie gemäß §§ 19 Abs. 1 
Nr. 1, 20 EEG und kein Anspruch auf die Flexibilitätszahlungen 
gemäß §§ 50 ff. EEG. 

2.1. Maisdeckel

Das EEG beinhaltet den sog. Maisdeckel, nach dem Mais für die 
Herstellung von Biogas und damit für die Herstellung von Bio-
methan nur begrenzt eingesetzt werden darf. Sinn und Zweck 
hiervon ist die Reduzierung des Maiseinsatzes, da durch die der 
„Vermaisung“ der Landschaft ökologische Folgeschäden ent-
stehen. Stattdessen soll die Verwertung alternativer Einsatz-
stoffe angereizt werden.3

Demnach setzt der Maisdeckel gemäß § § 39j Abs. 1, 39i Abs. 1 
S. 1 EEG fest, dass ein Anspruch auf die Förderung von Strom 
aus Biomethananlagen nur besteht, wenn der zur Erzeugung 
des Biogases eingesetzte Anteil von Getreidekorn und Mais in 
der Anlage einen je nach Zuschlagsjahr maximalen Anteil von 
40  Masseprozent (für Anlagen, die im Jahr 2023 einen Zu-
schlag erhalten haben), 35 Masseprozent (für Anlagen, die 

nach dem Ablauf des 31.12.2023 und vor dem 25.02.2025 einen 
Zuschlag erhalten haben), 30 Masseprozent (für Anlagen, die 
nach dem 25.02.2025 und vor dem 01.01.2026 einen Zuschlag 
erhalten haben) oder 25 Masseprozent (für Anlagen, die im 
Jahr 2026, 2027 oder 2028 einen Zuschlag erhalten haben), be-
trägt. Für die Höhe des Maisdeckels wird dabei auf das Kalen-
derjahr der Zuschlagserteilung abgestellt und nicht darauf, in 
welchem Kalenderjahr der Zuschlag tatsächlich in Anspruch 
genommen wird.4 Unter Mais fallen dabei Ganzpflanzen, Mais-
korn-Spindel-Gemisch, Körnermais und Lieschkolbenschrot, 
§§ 39j Abs. 1, 39i Abs. 1 S. 2 EEG.

Wird dieser Höchstwert an eingesetzten Mais bzw. Getreide-
korn überschritten, entfällt der Vergütungsanspruch für das 
komplette Kalenderjahr.5

2.2. Alternative Einsatzsto�e

Bezüglich der Verwendung alternativer Einsatzstoffe – also 
eingesetzter Stoffe abgesehen von Mais und Getreidekorn – 
sind die Anlagenbetreiber grundsätzlich frei und können bei-
spielsweise auch Abfall- und Reststoffe, Holz aus der Forstwirt-
schaft oder schnellwachsende Gehölze einsetzen. Es müssen 

jedoch bestimmte Vorschriften beachtet werden; so knüpft das 
EEG neben dem sog. Maisdeckel eine Reihe weiterer Nachhal-
tigkeitskriterien an die Förderung von Strom. So muss es sich 
bei den Einsatzstoffen um Biomasse i. S. d. Biomassever-
ordnung6 (BiomasseV) handeln. Zudem beinhaltet die Bio-
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massestrom-Nachhaltigkeitsverordnung7 (BioSt-NachV) 
Nachhaltigkeitsanforderungen an die Stromerzeugung aus Bio-
masse-Brennstoffen. Auch müssen bei dem Einsatz biogener 

7 Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung vom 02.12.2021 (BGBl. I S. 5126), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 13.12.2022 (BGBl. 
I S. 2286) geändert worden ist

8 Bioabfallverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 04.04.2013 (BGBl. I S. 658), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 
28.04.2022 (BGBl. I S. 700; 2023 I Nr. 153) geändert worden ist.

9 BT-Drs. 20/1630, S. 191; Bauer in: BeckOK EEG, § 39i EEG 2023, Rn. 19.

10 Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen (Neufassung), ABl. L 328 v. 21.12.2018, S. 82-209.

11 Siehe bspw. Art. 3 Abs. 1, 29 Abs. 2 bis 7 RED III.

12 Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Oktober 2023 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, 
der Verordnung (EU) 2018/1999 und der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Förderung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur 
Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates. Sofern nachfolgend die Bezeichnung „RED III“ verwendet wird, ist damit die konsolidierte 
Fassung der Richtlinie gemeint, abrufbar unter https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02018L2001-20240716 
(zuletzt am 10.03.2026).

13 von der Stein, Rahmenbedingungen der Zertifizierung von erneuerbarem Methanol, IKEM, Dezember 2025, S. 2, 11, 20 ff.

Abfallstoffe die Regelungen der Bioabfallverordnung8 (Bio-
AbfV) eingehalten werden.9

2.2.1. Biomasseverordnung

§ 22 Abs. 4 S. 1 EEG bestimmt, dass bei Biomasseanlagen der 
Anspruch nach § 19 Abs. 1 EEG – also u.a. der Anspruch auf die 
Marktprämie – nur für den in der Anlage erzeugten Strom aus 
Biomasse im Sinn der BiomasseV besteht. Dies gilt nur für 
Biomasseanlagen über 150 kW installierten Leistung oder be-
stehende Biomasseanlagen nach § 39g EEG, § 22 Abs. 4 S. 2 EEG.  
Die BiomasseV regelt für den Anwendungsbereich des EEG, 
welche Stoffe als Biomasse gelten, welche technischen Verfah-
ren zur Stromerzeugung aus Biomasse in den Anwendungsbe-
reich des Gesetzes fallen und welche Umweltanforderungen bei 
der Erzeugung von Strom aus Biomasse einzuhalten sind, §  1 
BiomasseV. Nach § 2 Abs. 1 BiomasseV sind Biomasse Energie-
träger aus Phyto- und Zoomasse inklusive der aus Phyto- und 
Zoomasse resultierenden Folge- und Nebenprodukte, Rück-
stände und Abfälle, deren Energiegehalt aus Phyto- und Zoo-
masse stammt. Zur Konkretisierung listet die BiomasseV in § 2 
Abs. 2 BiomasseV nicht abschließend anerkannte Biomasse auf, 
worunter unter anderem Pflanzen und Pflanzenbestandteile 
(Nr. 1), aus Pflanzen oder Pflanzenbestandteilen hergestellte 
Energieträger, deren sämtliche Bestandteile und Zwischenpro-

dukte aus Biomasse erzeugt wurden (Nr. 2), Abfälle und Neben-
produkte pflanzlicher und tierischer Herkunft aus der Land-, 
Forst- und Fischwirtschaft (Nr. 3) sowie Bioabfälle im Sinne 
von § 2 Nr. 1 der Bioabfallverordnung (Nr. 4) fallen.

Umgekehrt zählt § 3 BiomasseV zwölf nicht als Biomasse im 
Sinne der BiomasseV anerkannte Stoffe auf, wie beispielsweise 
fossile Brennstoffe sowie darauf hergestellte Neben- und Fol-
geprodukte, Torf, Papier, Textilien, bestimmte tierische Neben-
produkte, Klärschlämme im Sinne der Klärschlammverordnung 
sowie Deponie- und Klärgas.

Neben der Regelung, welche Stoffe als Biomasse gelten, regelt 
die BiomasseV, welche technischen Verfahren zur Stromerzeu-
gung aus Biomasse in den Anwendungsbereich des EEG fallen, 
§§ 1, 4 BiomasseV. Zu beachten sind außerdem die für die jewei-
ligen technischen Verfahren sowie den Einsatz der betreffen-
den Stoffe geltenden Umweltanforderungen, also die geltenden 
Vorschriften des öffentlichen Rechts, §§ 1, 5 BiomasseV.

2.2.2. Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung

Die auf Grundlage der in § 90 EEG enthaltenen Verordnungs-
ermächtigung erlassene BioSt-NachV knüpft eine Reihe weite-
rer Nachhaltigkeitsanforderungen an die Förderung von Strom, 
der aus Biomasse-Brennstoffen erzeugt wird. Dies betrifft so-
wohl die Marktprämie nach §§ 19 Abs. 1 Nr. 1, 20 EEG als auch 

die Flexibilitätszahlungen nach §§ 50 ff. EEG. Neben Nachhal-
tigkeitsanforderungen (§§ 3 ff. BioStNachV) normiert die BioSt-
NachV ein Nachweis- (§§ 7 ff. BioStNachV) und Zertifizierungs-
system (§§ 20 ff. BioStNachV).

Europarechtlicher Hintergrund 

Die BioSt-NachV setzt – neben anderen nationalen Gesetzen 
– die Vorgaben der zweiten Erneuerbare-Energien-Richtlinie 
(RED II)10 um. Ziel der RED ist unter anderem der Schutz der 
biologischen Vielfalt und die Minderung von Treibhausgas-
emissionen bei der Biomassenutzung, wofür sie unter anderem 

Anforderungen an Nachhaltigkeitskriterien für Biomasse fest-
legt.11 2023 verabschiedete die Europäische Union (EU) die RED 
III12 als Revision der RED II. Die RED III knüpft zu großen Teilen 
an die RED II an, wobei sie deren Anforderungen verschärft.13 
So legt sie unter anderem aktualisierte Zielvorgaben für den An-

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02018L2001-20240716
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teil erneuerbarer Energien für das europäische Energiesystem 
fest. Eine Änderung der BioSt-NachV aufgrund der  verschärf-
ten Anforderungen der RED III ist bisher, trotz Verstreichen 
der Umsetzungsfrist zum 21.05.2025, nicht erfolgt. Eine solche 
sieht jedoch ein Referentenentwurf für eine Verordnung zur 
Änderung unter anderem der BioSt-NachV (Referentenentwurf 
Biomasse)14 vor, welcher am 15.08.2025 veröffentlicht wurde. 

14 Referentenentwurf des BMUKN, Verordnung zur Änderung der Verordnung über Anforderungen an eine nachhaltige Herstellung von 
Biomasse zur Stromerzeugung (Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung – BioSt-NachV) und der Verordnung über Anforderungen an eine 
nachhaltige Herstellung von Biokraftstoffen (Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung – Biokraft-NachV) (Referentenentwurf Biomasse).

15 Ebd., S. 1, 46; von der Stein, Rahmenbedingungen der Zertifizierung von erneuerbarem Methanol, IKEM, Dezember 2025, S. 22 ff.

16 Für eingesetzte flüssige Biobrennstoffe gilt § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BioSt-NachV, wonach die Vorgaben zur Treibhausgaseinsparung nach § 6 Abs. 1 
BioSt-NachV erfüllt werden müssen. 

17 Marktstammdatenregisterverordnung vom 10.04.2017 (BGBl. I S. 842), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 11.12.2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 402) geändert worden ist.

18 Gemäß § 4 Abs. 7 BioSt-NachV darf die Biomasse dann von Naturschutz dienenden Flächen stammen, sofern deren Anbau und Ernte diesen 
Naturschutzzwecken nachweislich nicht zuwiderlaufen.

Der Entwurf strebt eine 1:1 Umsetzung der RED III bezüglich 
der Nachhaltigkeits- und Treibhausgaseinsparungsanforde-
rungen der Stromerzeugung durch Biomasse, eine Stärkung 
der Betrugsprävention und eine Anpassung des Verfahrens zur 
Akkreditierung von Zertifizierungsstellen an.15 Die folgenden 
Ausführungen betreffen den aktuellen Rechtsstand und geben 
einen Hinweis bei zu erwartenden verschärften Anforderungen.

Nachhaltigkeitsanforderungen

Förderfähig ist Strom nach § 3 Abs. 1 S. 1 BioSt-NachV nur, 
wenn die zur Herstellung der Biomasse-Brennstoffe eingesetz-
te Biomasse den Nachhaltigkeitsanforderungen an land- und 
forstwirtschaftliche Biomasse der §§ 4 bzw. 5 BioSt-NachV 
entspricht (Nr. 1), die biogene Stromerzeugung zu einer Re-
duktion von Treibhausgasemissionen entsprechend § 6 Abs. 2 
BioSt-NachV führt (Nr. 3)16 und der Anlagenbetreiber die Anla-
ge entsprechend den Vorgaben der Marktstammdatenregister-
verordnung (MaStRV)17 registriert hat oder eine entsprechende 
Registrierung beantragt hat (Nr. 4). Für Biomasse-Brennstoffe, 
die aus Abfällen oder aus Reststoffen hergestellt worden sind, 
sind gem. § 3 Abs. 4 S. 1 BioSt-NachV die Nachhaltigkeitskrite-
rien der §§ 4 und 5 BioSt-NachV nicht anzuwenden, es sei denn, 
sie stammen aus der Land-, Forst- oder Fischwirtschaft oder 
aus Aquakulturen. Dies gilt nach § 3 Abs. 4 S. 2 BioSt-NachV 
auch, wenn die Abfälle und Reststoffe vor ihrer Weiterverarbei-
tung zu Biomasse-Brennstoffen zu einem anderen Produkt ver-
arbeitet worden sind. Die Vorgaben zur Treibhausgasminde-
rung nach §§ 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 3, 6 Abs. 2 BioSt-NachV sind zudem 
nicht anzuwenden auf aus festen Siedlungsabfällen hergestell-
ten Strom, § 3 Abs. 5 BioSt-NachV.

Aus der Landwirtschaft stammende Biomasse, die zur Her-
stellung von Biomasse-Brennstoffen verwendet wird, darf nicht 
von Flächen mit hoher biologischer Vielfalt, mit hohem über- 
oder unterirdischen Kohlenstoffbestand oder Torfmooren 
(wenn Anbau und Ernte der Biomasse eine Entwässerung von 
Flächen erfordert haben) stammen, § 4 Abs. 1-4 BioSt-NachV. 
Als Flächen mit hoher biologischer Vielfalt gelten bewaldete 
Fläche, Grünland mit großer biologischer Vielfalt oder Natur-
schutzzwecken dienende Flächen, § 4 Abs. 1, 2 BioSt-NachV.18 
Als Flächen mit hohem über- oder unterirdischen Kohlenstoff-
bestand gelten Feuchtgebiete und kontinuierlich bewaldete 
Gebiete, welche zum Referenzzeitpunkt oder später diesen Sta-
tus hatten, ihn jedoch zum Zeitpunkt von Anbau und Ernte der 
Biomasse nicht mehr aufweisen, § 4 Abs. 3 BioSt-NachV.

Wird Biomasse aus landwirtschaftlichen Abfällen oder Rest-
stoffen der Landwirtschaft zur Herstellung von Biomasse-
Brennstoffen verwendet, ist die Einhaltung von Überwa-
chungs- und Bewirtschaftungsplänen zur Vermeidung 
einer Beeinträchtigung der Bodenqualität und des Kohlen-
stoffbestands nachzuweisen, § 4 Abs. 5 S. 1 BioSt-NachV. Hier-
bei gilt eine Meldepflicht bzgl. der Art der Überwachung und 
Steuerung der Beeinträchtigung, § 4 Abs. 5 S. 2 i. V. m. §§ 14 bis 
19 BioSt-NachV.

Die Nutzung von forstwirtschaftlicher Biomasse setzt zu-
nächst voraus, dass in dem Staat, in dem die Biomasse geerntet 
wird, nationale oder subnationale Rechtsvorschriften auf dem 
Gebiet der Ernte gelten, § 5 Abs. 1 S. 1 BioSt-NachV. Es ist für 
die Biomasse gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 BioSt-NachV mittels Über-
wachungs- und Durchsetzungssystemen sicherzustellen, 
dass die Erntetätigkeiten legal sind (Nr. 1), auf den Ernteflä-
chen nachhaltige Walderneuerung stattfindet (Nr. 2), Gebiete, 
die zu Naturschutzzwecken ausgewiesen sind, geschützt sind 
(Nr. 3), bei der Ernte auf die Erhaltung der Bodenqualität und 
der biologischen Vielfalt geachtet wird (Nr. 4) und durch die 
Erntetätigkeiten das langfristige Bestehen des Waldes nicht ge-
fährdet wird (Nr. 5). Zudem müssen Biomasse-Brennstoffe aus 
forstwirtschaftlicher Biomasse gemäß § 5 Abs. 3 BioSt-NachV 
bestimmte, sich auf das Pariser Klimaschutzabkommen bezie-
hende Anforderungen für Landnutzung, Landnutzungsände-
rung und Fortwirtschaft erfüllen.

Können keine Nachweise über die Erfüllung der Anforderun-
gen nach § 5 Abs. 1 oder Abs. 3 BioSt-NachV erbracht werden, 
ist bezüglich Abs. 1 durch Bewirtschaftungssysteme auf Ebene 
des forstwirtschaftlichen Gewinnungsgebiets sicherzustellen, 
dass die Anforderungen des Abs. 1 S. 2 erfüllt sind (gemäß § 
5 Abs. 2 BioSt-NachV) und bezüglich Abs. 3, dass die Niveaus 
der Kohlenstoffbestände und -senken in den Wäldern erhal-
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ten bleiben oder langfristig verbessert werden (gemäß § 5 Abs. 
4 BioSt-NachV).

Die Nachhaltigkeitsanforderungen an forstwirtschaftliche 
Biomasse nach § 5 BioSt-NachV werden durch den Referen-
tenentwurf Biomasse umfassend angepasst. So werden als 
Schutzgebiete Gras- und Heideland sowie das Schutzziel, die 
biologische Vielfalt zu erhalten und die Zerstörung von Lebens-
räumen zu verhindern, ergänzt (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 BioSt-NachV-E). 
Zudem werden die Anforderungen an die Ernte der Rohstoffe 
konkretisiert, um so Hölzer und Wälder besonders zu schützen 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 BioSt-NachV-E). Es muss zudem über die in 
der aktuellen BioSt-NachV bereits bestehenden Punkte hinaus 
sichergestellt sein, dass Wälder, in denen forstwirtschaftliche 
Biomasse geerntet wird, nicht von bewaldeten Flächen, von 
Grünland, aus Heideland, aus Feuchtgebieten oder aus Torf-
mooren stammen (§ 5 Abs. 1 Nr. 6 BioSt-NachV-E) und dass 
Schnittstellen, die Biomasse Brennstoffe aus forstwirtschaft-
licher Biomasse herstellen, für Kontrollzwecke Zuverlässig-

19 Referentenentwurf Biomasse, S. 8 ff., 58 f.

20 Im Gegensatz dazu muss bei der Verwendung von flüssigen Biobrennstoffen die Treibhausgaseinsparung abhängig von der Inbetriebnahme 
der Anlage zwischen mindestens 50 % und 65 % betragen, § 6 Abs. 1 S. 1 BioSt-NachV.

21 Referentenentwurf Biomasse, S. 10 f., 59 f. 

22 Zu Massenbilanzsystemen siehe Gutachten „Rechtliche Rahmenbedingungen für den Betrieb von Biomethan-BHKW“, Kapitel 2.1.2 
Gasäquivalentnutzung.

23 Referentenentwurf Biomasse, S. 13, 61.

keitserklärungen ausstellen, die bestätigen, dass die forstwirt-
schaftliche Biomasse nicht von den in Nr. 6 genannten Flächen 
stammt (§ 5 Abs. 1 Nr. 7 BioSt-NachV-E).19

Gemäß § 6 Abs. 2, 3 BioSt-NachV müssen bei der Verwendung 
von Biomasse-Brennstoffen zur Stromerzeugung bestimmte 
Mindesteinsparungen an Treibhausgasen erzielt werden. 
Für Erzeugungsanlagen, die zwischen 2021 und 2025 in Be-
trieb gegangen sind, beträgt das Reduktionsminimum des aus 
den Biomasse-Brennstoffen produzierten Stroms 70 % und 
für Anlagen, die ab 2026 in Betrieb gehen, 80 %, § 6 Abs. 2 Bi-
oSt-NachV.20 Die Berechnung der Treibhausgaseinsparungen 
erfolgt nach einer der in § 6 Abs. 3 BioSt-NachV bestimmten 
Methoden auf Grundlage der RED II. Die Vorgaben zu Treib-
hausga-seinsparungen werden durch den Referentenentwurf 
Biomasse angepasst und teilweise zeitlich vorgezogen. Zudem 
werden sie auf ältere und größere Bestandsanlagen ausgewei-
tet sowie Übergangszeiträume festgelegt.21

Nachhaltigkeitsnachweise und Zertifizierung 

Schließlich bestehen Nachweispflichten in Form von Nach-
haltigkeitsnachweisen und Zertifizierungsvorgaben.

Anlagenbetreiber sind nach § 7 Abs. 1 S. 1, S. 2 Nr. 1 BioSt-NachV 
verpflichtet, dem Netzbetreiber elektronische Nachhaltig-
keitsnachweise zu übermitteln hinsichtlich der Erfüllung der 
Anforderungen nach § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 i. V. m. §§ 4 bis 
6 BioSt-NachV (der Nachhaltigkeitsanforderungen an land- 
und forstwirtschaftliche Biomasse und der Anforderungen an 
Treibhausgaseinsparungen). Anlagenbetreiber müssen Kopien 
dieser Nachweise unverzüglich auch an die zuständige Behör-
de elektronisch übermitteln, § 9 BioSt-NachV. Für die Vorgaben 
nach § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 BioSt-NachV (der Registrierung ent-
sprechend der Vorgaben des Marktstammdatenregisters) müs-
sen die Anlagenbetreiber den Nachweis durch Vorlage einer Be-
stätigung der zuständigen Behörde über die Registrierung oder 
die Beantragung der Registrierung der Anlage nach Maßgabe 
der MaStRV erbringen, § 7 Abs. 1 S. 1, S. 2 Nr. 2 BioSt-NachV.

Es gibt mehrere Arten anerkannter Nachhaltigkeitsnachwei-
se über die Erfüllung der Anforderungen an land- und forst-
wirtschaftliche Biomasse (§§ 4, 5 BioSt-NachV) und der Reduk-
tion von Treibhausgasemissionen (§ 6 BioSt-NachV), welche in 
§ 10 BioStNachV genannt sind.

So sind Nachhaltigkeitsnachweise anerkannt, solange und so-
weit sie nach § 11 oder § 18 ausgestellt worden sind, § 10 Nr. 1 Bi-
oSt-NachV. Berechtigt zur Ausstellung anerkannter Nachweise 
ist demnach die letzte Schnittstelle, § 11 Abs. 1 S. 1 BioSt-NachV. 

Diese stellt gemäß § 2 Abs. 21 Nr. 1 BioSt-NachV die Schnitt-
stelle dar, die den Strom erzeugt, also die Stromerzeugungs-
anlage. Damit die Stromerzeugungsanlagenbetreiber Nach-
haltigkeitsnachweise ausstellen dürfen, müssen bestimmte 
Voraussetzungen erfüllt sein, § 11 Abs. 1 S. 2 BioSt-NachV. So 
sind Anlagenbetreiber berechtigt, für den erzeugten Strom 
einen Nachhaltigkeitsnachweis auszustellen, wenn sie hierfür 
zertifiziert sind (Nr. 1), sie Bestätigungen und Angaben der vor-
gelagerten, ebenfalls zertifizierten Schnittstelle haben, sodass 
sie die Einhaltung der Nachhaltigkeitsanforderungen belegen 
können (Nr. 2), die Herkunft der Biomasse von ihrem Anbau bis 
zu der Schnittstelle mindestens mit einem Massenbilanzsystem 
nachgewiesen ist (Nr. 2 i. V. m. §§ 12, 13 BioSt-NachV)22 und der 
erzeugte Strom die Mindestanforderungen an die Treibhaus-
gaseinsparung nach § 6 BioSt-NachV erfüllt (Nr. 4). Der Refe-
rentenentwurf Biomasse sieht bezüglich § 12 (Ausstellung auf 
Grund von Massenbilanzsystemen) Dokumentationspflichten 
in der Unionsdatenbank vor.23

Die Voraussetzungen für die Ausstellung von Nachhaltigkeits-
Teilnachweisen sind in § 10 Nr. 1, § 18 BioSt-NachV normiert.

Daneben sind Nachhaltigkeitsnachweise auch anerkannt, wenn 
sie im Rahmen der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung 
(§§ 10 Nr. 2, 16 BioSt-NachV) oder nach dem Recht der EU oder 
eines anderen Mitgliedsstaat der EU oder eines Vertragsstaa-
tes des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
unter bestimmten Voraussetzungen anerkannt werden (§§ 10 
Nr. 3, 17 BioSt-NachV). Anerkannt sind auch solche Nachweise, 
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die nach § 14 BioSt-NachV alte Fassung anerkannt sind und bis 
zum Ablauf des 07.12.2021 ausgestellt worden sind, § 10 Nr. 4 
BioSt-NachV. Nachhaltigkeitsnachweise müssen zudem Anga-
ben enthalten, die in § 14 Abs. 1 BioSt-NachV aufgezählt sind.

Wie oben erwähnt, müssen Schnittstellen und Lieferanten für 
die Ausstellung eines Nachhaltigkeitsnachweises zertifiziert 
sein. Die §§ 20 ff. BioSt-NachV beinhalten die Vorschriften be-
züglich dieser Zertifikate, wie beispielsweise, welche Voraus-
setzungen für die Ausstellung vorliegen und welche Angaben 
Zertifikate enthalten müssen. Die Stellen, die die Zertifikate 
für Schnittstellen und Lieferanten ausstellen können und die 
Erfüllung der Anforderungen durch diese kontrollieren (Zerti-

24 BLE, Nabisy – Nachhaltige-Biomasse-System, abrufbar unter https://nabisy.ble.de/app/start (zuletzt am 11.03.2026).

25 Bayerisches Landesamt für Umwelt 2022, Biogashandbuch Bayern, Kapitel 2.2.3, Stand Februar 2022, https://www.lfu.bayern.de/energie/
biogashandbuch/doc/kap223.pdf (zuletzt am 19.01.2026), S. 5; UBA, Bioabfälle, abrufbar unter https://www.umweltbundesamt.de/daten/
ressourcen-abfall/verwertung-entsorgung-ausgewaehlter-abfallarten/bioabfaelle#bioabflle-gute-qualitt-ist-voraussetzung-fr-eine-
hochwertige-verwertung (zuletzt am 19.01.2026).

26 Bayerisches Landesamt für Umwelt 2022, Biogashandbuch Bayern, Kapitel 2.2.3, Stand Februar 2022, https://www.lfu.bayern.de/energie/
biogashandbuch/doc/kap223.pdf (zuletzt am 19.01.2026), S. 3 ff., 35 ff. 

fizierungsstellen, § 2 Abs. 34 BioSt-NachV) müssen wiederum 
ebenfalls anerkannt werden. Diese Voraussetzungen und die 
näheren Aufgaben von Zertifizierungsstellen sind in den §§ 27 
ff. BioSt-NachV geregelt.

Die zuständige Behörde muss ein zentrales Register über alle 
Zertifizierungssysteme und -stellen, Zertifikate, Nachweise, Be-
scheinigungen und Berichte im Zusammenhang mit der Nach-
weisführung nach der BioSt-NachV führen, § 44 BioSt-NachV. 
Die nach § 50 Abs. 1 BioSt-NachV zuständige Bundesanstalt für 
Landwirtschaft und Ernährung hat diese Verpflichtung durch 
die Einrichtung der Plattform Nabisy24 umgesetzt.

§ 44: Nabisy: Register über Zertifikate, Nachweise etc. im Zusammenhang mit der Nachweisführung 

Anforderungen an land- und 
forst-wirtschaftliche Biomasse 

(§§ 4, 5)

§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1: Elektronischer Nachweis über 
die Erfüllung nach § 10  

§§ 10 Nr. 1, 11 Abs. 1: Nennung Vorauss. zur Ausstellung 
§§ 10 Nr. 2, 16: Nachweis aufgrund der Biokraft-NachV anerkannt  
§§ 10 Nr. 3, 17: grds. Nachweis nach dem Recht der EU/ MS der EU 

§§ 10 Nr. 4, 14 a.F.: Nachweis bis Dezember 2021 ausgestellt 

Reduktion von 
THG-Emissionen  (§ 6 Abs. 2)

Registrierung entsprechend 
der  Vorgaben der MaStRV

Bestätigung der zuständigen 
Behörde, § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 2  

Abbildung 1: Nachhaltigkeitsnachweise nach der BioSt-NachV

2.2.3. Bioabfallverordnung

Werden in der Biogasanlage oder dem BHKW Bioabfälle ver-
wertet, findet die auf Grundlage des § 11 Kreislaufwirtschafts-
gesetz (KrWG) erlassene BioAbfV Anwendung. Diese gilt für 
Bioabfälle und Gemische, die zur Verwertung auf Böden aufge-
bracht, in Böden eingebracht oder zu einem dieser Zwecke ab-
gegeben werden, § 1 Abs. 1 Nr. 1 BioAbfV. In diesem Sinne stel-
len insbesondere die beim Biogasanlagenbetrieb entstehenden 
Rückstände sowie ggf. die Einsatzstoffe in den Biogasanlagen 

Abfälle dar.25 Abzugrenzen von Abfällen sind Nebenprodukte, 
§ 4 KrWG. Die BioAbfV beinhaltet verschiedene Anforderungen 
an die Verwertung von Bioabfällen, wie beispielsweise an die 
hygienisierenden Behandlung (§ 3 BioAbfV) und hinsichtlich 
der Schadstoffe (§ 4 BioAbfV) und nennt Beschränkungen und 
Verbote der Aufbringung (§ 6 BioAbfV).26

https://nabisy.ble.de/app/
https://www.lfu.bayern.de/energie/biogashandbuch/doc/kap223.pdf
https://www.lfu.bayern.de/energie/biogashandbuch/doc/kap223.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/daten/ressourcen-abfall/verwertung-entsorgung-ausgewaehlter-abfallart
https://www.umweltbundesamt.de/daten/ressourcen-abfall/verwertung-entsorgung-ausgewaehlter-abfallart
https://www.umweltbundesamt.de/daten/ressourcen-abfall/verwertung-entsorgung-ausgewaehlter-abfallart
https://www.lfu.bayern.de/energie/biogashandbuch/doc/kap223.pdf
https://www.lfu.bayern.de/energie/biogashandbuch/doc/kap223.pdf


Rechtliche Einflussgrößen auf die Biomethanpreisermittlung

6

2.3. Festlegung in Sachen Zugangsregelungen für Biogas

27 BNetzA, BK-24-01-010.

28 DVGW, Das DVGW-Regelwerk, abrufbar unter https://www.dvgw.de/leistungen/regeln-und-normen (zuletzt am 29.06.2026).

29 BNetzA, BK-24-01-010, S. 3. 

30 BT-Drs. 18/1304, S. 143.

31 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27.04.2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung).

32 Walter in: BeckOK EEG, § 44c EEG 2023, Rn. 102 ff.

33 BT-Drs. 19/253026, S. 19.

34 Bauer in: BeckOK EEG, § 39m EEG 2023, Rn. 18.

Die Festlegung Zugang Biogas (ZuBio) der BNetzA27 beinhaltet 
Anforderungen hinsichtlich der Qualitätsanforderungen für 
Biogas. Der Einspeiser von Biogas hat demnach gemäß Num-
mer 2 der Festlegung unter anderem sicherzustellen, dass das 
Gas am Einspeisepunkt und während der Einspeisung den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik entspricht. Dies wird 
vorbehaltlich anderer Rechtsvorschriften vermutet, wenn die 
technischen Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und Was-
serfachs e.V. (DVGW)28 eingehalten worden sind (Nr. 2a). Ab-
weichend hiervon gelten für vor dem 01.01.2026 angeschlos-
sene Anlagen zur Aufbereitung von Biogas auf Erdgasqualität 
sowie für noch nicht angeschlossene Anlagen, für die aber ein 

vor dem 01.01.2026 abgeschlossener Netzanschlussvertrag vor-
liegt, für die Dauer von zehn Jahren ab Inbetriebnahme die Ar-
beitsblätter G 260 (2007) und G 262 (2007) des DVGW (Nr. 2f). 
Auch muss der Einspeiser gegenüber dem Netzbetreiber zum 
Zeitpunkt des Netzanschlusses durch einen geeigneten, von 
einer staatlich zugelassenen Stelle erstellten oder bestätigten 
Nachweis für die individuelle Anlage oder den Anlagentyp be-
legen, dass bei regelmäßigen Betrieb der Anlage bei der Aufbe-
reitung des Biogases auf Erdgasqualität die maximale Methan-
emissionen in die Atmosphäre den Wert von 0,2 Prozent nicht 
übersteigen (Nr. 2b)29

2.4. Nachweispflicht nach dem EEG 2023

Das EEG enthält Vorhaben bezüglich der Nachweispflicht, wel-
che Stoffe in den Biomethananlagen eingesetzt werden.

So bestimmt das EEG die Pflicht von Anlagenbetreibern zur 
Führung eines Einsatzstoff-Tagebuchs, §§ 39m Abs. 3 S. 1; 
44c Abs. 1 Nr. 1 EEG. Demnach müssen Anlagenbetreiber durch 
eine Kopie des Einsatzstoff-Tagebuchs mit Angaben und Be-
legen über Art, Menge und Einheit sowie Herkunft der einge-
setzten Stoffe nachweisen, welche Biomasse und in welchem 
Umfang Speichergas oder Grubengas eingesetzt werden. Hier-
durch soll der ausschließliche Einsatz zulässiger Energieträger 
nachvollziehbar dokumentiert werden. Im Falle eines Misch-
einsatzes müssen Anlagenbetreiber zur Ermittlung der Förder-
höhe nachweisen, welche Biomasse und in welchem Umfang 
andere zulässige Einsatzstoffe (Speichergas oder Grubengas) 
eingesetzt werden.30 Zudem ist durch ein Gutachten eines 
Umweltgutachters jährlich bis zum 28.02. eines Jahres jeweils 
für das vorangegangene Kalenderjahr die Erfüllung der Hoch-
effizienzanforderungen an Biomasseanlagen mit einer Gesamt-
feuerungswärmeleistung von mehr als 50 MW nachzuweisen, 
§§ 39m Abs. 3 S. 1, 44c Abs. 4, 6, 7 EEG. Bei nicht in der vorge-
schriebenen Weise erfolgten Nachweisführung verringert sich 
der Förderanspruch in dem jeweiligen Kalenderjahr insgesamt 
auf den Marktwert, §§ 39m Abs. 1, 44c Abs. 8 EEG.

In dieser Kopie des Einsatzstoff-Tagebuchs sind zudem die für 
den Nachweis nicht erforderlichen personenbezogenen An-

gaben von dem Anlagenbetreiber zu schwärzen, §§ 39m Abs. 
3 S. 1, 44c Abs. 1 Nr. 1, Abs. 9 EEG. Personenbezogene Daten 
sind dabei alle Informationen, die sich auf eine identifizierte 
oder identifizierbare natürliche Person beziehen. Eine Person 
wird hierbei als identifizierbar angesehen, die direkt oder in-
direkt, insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie 
beispielsweise einem Namen, zu einer Kennnummer oder zu 
einem oder mehreren besonderen Merkmalen, die Ausdruck 
der Identität der natürlichen Person sind, identifiziert werden 
kann, Art. 4 Nr. 1 Datenschutzgrundverordnung31 (DSGVO).  
Die Pflicht zum Schwärzen trifft nur die Kopie des Einsatzstoff-
Tagebuchs und nicht dessen Original und zudem nur die nicht 
erforderlichen personenbezogenen Daten, wobei die Erforder-
lichkeit im Einzelfall zu entscheiden ist.32

Bezüglich des Nachweises der Einhaltung des Maisdeckels 
bestimmt das EEG in klarstellender Weise,33 dass auch dieser 
durch eine Kopie des Einsatzstoff-Tagebuch mit Angaben und 
Belegen über Art, Menge und Einheit sowie Herkunft des An-
teils von Getreidekorn und Mais erfolgt, §§ 39m Abs. 3 S. 2, 
39i Abs. 1, 44c Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 EEG. Der Nachweis hat da-
bei jährlich ebenso bis zum 28.02. für das vorherige Kalender-
jahr zu erfolgen und personenbezogene Daten sind ebenfalls 
zu schwärzen.34

https://www.dvgw.de/leistungen/regeln-und-normen 
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3. Strombezugskosten

35 BNetzA, Netzentgelte, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK08/BK8_06_Netzentgelte/BK8_NetzE.
html (zuletzt am 15.06.2026).

36 Schilderoth, Stiftung Umweltenergierecht, Das EU-Recht der Netzentgelte im Stromsektor, Würzburger Studien zum Umweltenergierecht Nr. 
37 vom 11.09.2024, S. 2.

37 Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 05.06.2019 mit gemeinsamen Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Änderung der Richtlinie 2012/27/EU. 

38 Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 05.06.2019 über den Elektrizitätsbinnenmarkt.

39 Siehe vertiefter: Durschang/Großmann, Rechtliche Umsetzbarkeit von grenzkostenbasierten Netzentgelten, KlimR 2025, 370 ff. 

40 Energiewirtschaftsgesetz vom 07.07.2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 29.03.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84) 
geändert worden ist.

41 Anreizregulierungsverordnung vom 29.10.2007 (BGBl. I S. 2529), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
405) geändert worden ist.

42 Stromnetzentgeltverordnung vom 25.07.2005 (BGBl. I S. 2225), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 405) 
geändert worden ist.

43 BNetzA, Netzentgelte, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK08/BK8_06_Netzentgelte/BK8_NetzE.
html (zuletzt am 15.06.2026).

44 EuGH, Urt. v. 02.09.2021, Az.: C-718/18.

45 Schilderoth, Stiftung Umweltenergierecht, Das EU-Recht der Netzentgelte im Stromsektor, Würzburger Studien zum Umweltenergierecht Nr. 
37 vom 11.09.2024, S. 2 f.

46 Gesetz zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an unionsrechtliche Vorgaben und zur Änderung weiterer energierechtlicher Vorschriften, 
BGBl 2023 I Nr. 405 vom 28.12.2023.

47 BNetzA, Eckpunktepapier zu Nachfolgeregelungen für ARegV, StromNEV und GasNEV, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/

Durch den Strombezug der Biogasproduktionsstätte sowie 
des Biomethan-BHKWs (für den Teil ihres Strombedarfs, der 
nicht durch den selbst erzeugten Strom gedeckt wird) fallen 
ebenfalls Kosten an, welche Einfluss auf den Biomethanpreis 
nehmen. Neben der Kosten für die Energiebeschaffung sowie 
Vertrieb und Marge fallen staatlich induzierte und regulier-
te Strompreisbestandteile an. Diese setzen sich aus Umlagen 

(Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz-Umlage (KWKG-Umlage) und 
Offshore-Netzumlage sowie Aufschlag für besondere Netznut-
zung), Konzessionsabgaben, Strom- und Umsatzsteuer so-
wie aus Netzentgelten zusammen.35

Die steuerlichen Aspekte werden in Kapitel 6 betrachtet. 

3.1. Netzentgelte

Netzentgelte stellen die Vergütung der Netzbetreiber für die 
Netznutzung dar. Inbegriffen in den Netzentgelten sind unter 
anderem Ausbau und Betrieb der Netzinfrastruktur.36

3.1.1. Rechtliche Grundlagen 

Auf europäischer Ebene sind insbesondere die Elektrizitäts-
binnenmarktrichtlinie (ElBM-RL)37 und die Elektrizitätsbin-
nenmarktverordnung (ElBM-VO)38 relevant. Diese enthalten 
Regelungen zu den Elektrizitätsbinnenmärkten in der EU und 
haben damit den Rechtsrahmen für Netzentgelte zum Gegen-
stand. Die Rechtsakte bildet das Fundament für die Regulie-
rung der Netzentgelte auf nationaler Ebene. Im Zentrum steht 
Art. 18 ElBM-VO, gemäß welchem die Netzentgelte unter ande-
rem kostenorientiert, transparent, effizient und diskriminie-
rungsfrei sein müssen.39

Auf nationaler Ebene befinden sich die maßgeblichen Vor-
schriften bisher im Energiewirtschaftsgesetz40  (EnWG), 
in der Anreizregulierungsverordnung41  (ARegV) und der 
Stromnetzentgeltverordnung42  (StromNEV).43 2021 ent-

schied der Europäi-sche Gerichtshof, dass die nationalen Re-
gulierungsbehörden (in Deutschland die Bundesnetzagentur 
(BNetzA)) unabhängig von der nationalen Regierung und Le-
gislative – sprich unabhängig vom nationalen Rechtsrahmen – 
die Zuständigkeit für die Regulierung der Netzentgelte besitzen 
und diese Kompetenz im eigenen Ermessen ausüben müssen.44 
Die nationale Regulierungsbehörde muss sich im Rahmen ihrer 
Entscheidungen an geltendes EU-Recht halten.45

Als Folge dieser Entscheidung trat § 24 EnWG, welcher die Ver-
ordnungsermächtigung für die Bundesregierung beinhaltete 
und auf dessen Grundlage unter anderem die StromNEV und 
die ARegV erlassen wurden, außer Kraft.46 Die StromNEV und 
die ARegV treten zum 31.12.2028 außer Kraft.47 Stattdessen er-
hält die BNetzA die Festlegungskompetenz für die zuvor in den 

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK08/BK8_06_Netzentgelte/BK8_NetzE.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK08/BK8_06_Netzentgelte/BK8_NetzE.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK08/BK8_06_Netzentgelte/BK8_NetzE.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK08/BK8_06_Netzentgelte/BK8_NetzE.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/GBK/GBK_Eckpunkte/start.html


Rechtliche Einflussgrößen auf die Biomethanpreisermittlung

8

Verordnungen geregelten Inhalte, §§ 20 Abs. 3 und 4, 21 Abs. 3 
und 4, 21a EnWG.48 Zudem darf sie schon vor deren Außerkraft-
treten Neuregelungen festlegen.49

Die BNetzA gestaltet  im Prozess „Netze. Effizient. Sicher. Trans-
formiert“ (NEST-Prozess) den Regulierungsrahmen für die 
Kosten- und Erlösbestimmungen der Netzbetreiber aus.50 Sie 
untersucht derzeit im Rahmen des Verfahrens zur Festlegung 
der Allgemeinen Netzentgeltsystematik Strom (AgNes)51, wie 
sie den insbesondere aufgrund der voranschreitenden Ener-
giewende veränderten Rahmendbedingungen im Rahmen der 
Netzentgeltbildung begegnet.52

Aktuell werden Netzentgelte durch das EnWG (§§ 20 ff. EnWG), 
die ARegV und die StromNEV geregelt. Die ARegV reguliert ins-
besondere die Kosten und Erlöse der Netzbetreiber (also wie 
hoch die Summe der Netzentgelte insgesamt sein darf, sog. Er-
lösobergrenze), wohingegen die StromNEV insbesondere die 
Berechnung der Netzentgelte für Verbraucher regelt (also wie 
die Gesamterlöse der Netzbetreiber auf die Netznutzer aufge-
teilt werden). Für die Betrachtung der Strombezugskosten sind 
somit die Regelungen der StromNEV entscheidend.53

DE/Beschlusskammern/GBK/GBK_Eckpunkte/start.html (zuletzt am 15.06.2026).

48 BT-Drs. 20/7310, S. 52; Gesetz zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an unionsrechtliche Vorgaben und zur Änderung weiterer 
energierechtlicher Vorschriften, BGBl. 2023 I Nr. 405 vom 28.12.2023.

49 Hilpert/Klarmann, Stiftung Umweltenergierecht, Online-Seminar am 25.09.2024, Reformierung der Netzentgelte im Fokus, Welchen Maßstab 
gibt das EU-Recht vor?.

50 BNetzA, Stand des NEST Prozesses Dezember 2025, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/GBK/
Kosten_ErloesReg/Stand_DEZ_25/start.html?r=1 (zuletzt am 15.06.2026); BNetzA, Eckpunktepapier, Netze. Effizient. Sicher. Transformiert, 
18.01.2024, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/Aktuelles/GBK/Eckpktpapier.pdf?__
blob=publicationFile&v=3 (zuletzt am 15.06.2026).

51 BNetzA, GBK-25-01-1#3, Festlegung AgNes, https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/GBK-GZ/2025/GBK-25-01-
1x3_AgNes/GBK-25-01-1x3_Kons_DisPapier_Indu_NetzE.html?nn=1059162 (zuletzt am 21.01.2026).

52 BNetzA, Große Beschlusskammer Energie, Diskussionspapier, AgNes, Stand: Mai 2025, S. 3, abrufbar unter https://www.
bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/GBK-GZ/2025/GBK-25-01-1x3_AgNes/Downloads/Diskussionspapier_AgNes.pdf?__
blob=publicationFile&v=9 (zuletzt am 21.01.2026).

53 BNetzA, Netzentgelte, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/Netzentgelte/start.html 
(zuletzt am 18.06.2026).

54 BNetzA, Netzentgelte, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK08/BK8_06_Netzentgelte/BK8_NetzE.
html (zuletzt am 15.06.2026).

55 Kalis/Wilms, KEROSyN100, IKEM, 2020, S. 37.

56 Mohr in: Säcker, Berliner Kommentar zum Energierecht, StromNEV, § 17 Rn. 9.

57 BNetzA, Netzentgelte, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK08/BK8_06_Netzentgelte/BK8_NetzE.
html (zuletzt am 15.06.2026).

58 Kalis/Wilms, KEROSyN100, IKEM, 2020, S. 37.

59 Vgl. auch BNetzA, Individuelle Netzentgelte Strom gemäß § 19 StromNEV, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/DE/
Beschlusskammern/BK04/BK4_71_NetzE/BK4_71_Ind_NetzE_Strom/BK4_Ind_NetzEntg_Strom_basepage.html  (zuletzt am 01.04.2025).

Die StromNEV enthält insbesondere in den §§ 15 ff. StromNEV 
Regelungen zu Netzentgelten. Dabei erheben die Anschluss-
netzbetreiber die Netzentgelte, welche auch die Kosten der 
vorgelagerten Netzebenen umfassen. Zum Ausgleich dieser 
Kosten zahlt der nachgelagerte Netzbetreiber Netzentgelte an 
den jeweils vorgelagerten Netzbetreiber.54 Der Letztverbrau-
cher zahlt zudem entsprechend der Netzebene, an die seine 
Verbrauchseinrichtung angeschlossen ist, § 17 Abs. 1 S. 2 Strom-
NEV.55 Für die Einspeisung elektrischer Energie sind gemäß § 
15 Abs. 1 S. 2 StromNEV keine Netzentgelte zu entrichten.

§ 17 Abs. 2 StromNEV beinhaltet die Weise, wie allgemeine 
Netzentgelte grundlegend berechnet werden.56 So hält § 17 Abs. 
2 S. 1 StromNEV fest, dass das Netzentgelt in einen Arbeits- und 
einen Leistungspreis unterteilt ist. Der Arbeitspreis richtet sich 
dabei nach der entnommenen Energiemenge in ct/kWh oder 
EUR/MWh und der Leistungspreis nach der höchsten in An-
spruch genommenen Leistung in ct/kW oder EUR/MW.57 Der 
Netzbetreiber muss das Netzentgelt spätesten zum 14.10. eines 
Jahres für das Folgejahr im Internet veröffentlichen, § 20 Abs. 1 
S. 1 EnWG.

3.1.2. Befreiungs- und Privilegierungstatbestände 

Verschiedenen Letztverbrauchern können von der Zahlung der 
Netzentgelte befreit bzw. privilegiert werden.58

So gewährt § 19 Abs. 2 S. 1, 2 StromNEV bestimmten Letztver-
brauchern ein individuelles Netzentgelt. Atypische Netznut-
zer (§ 19 Abs. 2 S. 1 StromNEV) – d.h. Letztverbraucher, deren 

Jahreshöchstlast vorhersehbar in lastschwachen Zeiten auftritt 
– und sog. Bandlastkunden (§ 19 Abs. 2 S. 2 StromNEV) – d.h. 
Letzt-verbraucher, die das Netz besonders intensiv nutzen –
können ein individuelles, bis zu 80 % reduziertes Netzentgelt 
mit den Netzbetreibern vereinbaren.59 Zweck dieser Anreizset-
zung ist die Begrenzung der Netzdimensionierung (atypische 

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/GBK/GBK_Eckpunkte/start.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/GBK/Kosten_ErloesReg/Stand_DEZ_25/start.html?r=
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/GBK/Kosten_ErloesReg/Stand_DEZ_25/start.html?r=
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/Aktuelles/GBK/Eckpktpapier.pdf?__
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/Aktuelles/GBK/Eckpktpapier.pdf?__
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/GBK-GZ/2025/GBK-25-01-1x3_AgNes/GBK-25-01-
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/GBK-GZ/2025/GBK-25-01-1x3_AgNes/GBK-25-01-
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/GBK-GZ/2025/GBK-25-01-1x3_AgNes/Downloads/
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/GBK-GZ/2025/GBK-25-01-1x3_AgNes/Downloads/
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/GBK-GZ/2025/GBK-25-01-1x3_AgNes/Downloads/
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/Netzentgelte/start.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK08/BK8_06_Netzentgelte/BK8_NetzE.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK08/BK8_06_Netzentgelte/BK8_NetzE.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK08/BK8_06_Netzentgelte/BK8_NetzE.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK08/BK8_06_Netzentgelte/BK8_NetzE.html
 https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK04/BK4_71_NetzE/BK4_71_Ind_NetzE_Strom/BK4_I
 https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK04/BK4_71_NetzE/BK4_71_Ind_NetzE_Strom/BK4_I
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Netznutzung) und einer konstant gleichbleibenden Grundlast 
stromintensiver Letztverbraucher (Bandlast).60 § 19 Abs. 2 S. 15 
HS. 2 StromNEV gewährt zudem ein verringertes Netzentgelt für 
selbstverbrauchte Strombezüge, die über 1 GWh hinausgehen.

Die BNetzA plant jedoch im Rahmen des Festlegungsverfahrens 
AgNes eine Reform der Netzentgelte für die Industrie. Hinter-
grund ist die durch die Energiewende geänderten Erfordernisse 
im Netzbetrieb und die daraus fehlgehende Anreizwirkung der 
Privilegierung aus § 19 Abs. 2 S. 1, 2 StromNEV.61

Gemäß § 118 Abs. 6 EnWG werden bei Vorliegen bestimmter 
Voraussetzungen Stromspeicher (S. 1, 3, 6), Pumpspeicherkraft-

60 BNetzA, Bundesnetzagentur plant Reform der Netzentgelte für Industrie, 24.07.2024, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/
SharedDocs/Pressemitteilun-gen/DE/2024/20240724_IndustrieNE.html#:~:text=2%20Strom-NEV%20erzielen%20im%20Jahr,Umlage%20
an%20alle%20Netznutzer%20gew%C3%A4lzt (zuletzt am 01.04.2025).

61 Ebd.; BNetzA, Industrienetzentgelte: Orientierungspunkte der BNetzA, 22.04.2026, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.
de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/GBK-GZ/2025/GBK-25-01-1x3_AgNes/Downloads/Orientierungspunkte_Industr_NetzE.pdf?__
blob=publicationFile&v=2 (zuletzt am 15.06.2026).

62 Diese betrug 3,72 ct pro kWh.

63 BT-Drs. 20/1025.

64 BT-Drs. 20/1630, S. 4.

65 NETZTRANSPARENZ.DE, Abschaltbare Lasten (AbLaV), abruf-bar unter https://www.netztransparenz.de/de-de/Erneuerbare-Energien-und-
Umlagen/Sonstige-Umlagen/-18-AbLaV-Umlage/Abschaltbare-Lasten-AbLaV (zuletzt am 13.03.2025).

66 Energiefinanzierungsgesetz vom 20.07.2022 (BGBl. I S. 1237, 1272), das zuletzt durch Artikel 25 des Gesetzes vom 18.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 
347) geändert worden ist.

67 BNetzA, KWKG-Umlage, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/A_Z_Glossar/K/KWKG_Umlage.html (zuletzt am 
21.01.2026).

werke (S. 2, 4-6) und Elektrolyseure (S. 7-11) von den Netzent-
gelten freigestellt. Zudem können Letztverbraucher, die  Strom 
dem Netz ausschließlich zur Speicherung in einem Stromspei-
cher entnehmen und den zurückgewonnenen Strom wieder in 
das Netz einspeisen, ein individuelles Netzentgelt vereinbaren, 
§ 19 Abs. 4 S. 1 StromNEV.

Weder Biogasproduktionsstätten noch Biomethan-BHKWs fal-
len unter die Befreiungs- oder Privilegierungstatbestände.

3.2. Umlagen und Abgaben

Derzeit geltende Umlagen auf den Strompreis stellen die 
KWKG-Umlage und die Offshore-Netzumlage sowie der Auf-
schlag für besondere Netznutzung dar. Zudem fällt für den 
Strombezug die Konzessionsabgabe an.

Die EEG-Umlage als ehemals bekannteste Umlage62 wurde zum 
01.07.2022 auf null abgesenkt63 und schließlich abgeschafft, 

um so Stromkunden bei den stark gestiegenen Energiekosten 
zu entlasten. Erneuerbare Energien werden seitdem stattdes-
sen durch den „Energie- und Klimafonds“ finanziert.64 Auch 
die AbLaV-Umlage, welche die Kosten für die Bereitstellung 
und die Abschaltung der abschaltbaren Lasten refinanzierte, 
trat zum größten Teil zum 01.07.2022 und schließlich vollstän-
dig zum 31.12.2023 außer Kraft.65

3.2.1. Die KWKG- und O�shore-Netzumlage 

Die KWKG- und die Offshore-Netzumlage werden durch das am 
01.01.2023 in Kraft getretene Energiefinanzierungsgesetz66  
(EnFG) geregelt, § 1 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 EnFG. Durch dieses sollen 
den Netzbetreibern die nach dem EEG und dem KWKG sowie im 
Zusammenhang mit der Offshore-Netzanbindung entstehen-
den Ausgaben finanziert werden, § 1 Abs. 1 S. 1 EnFG. Netzbe-
treiber erheben die Umlagen also gegenüber ihren Netznutzern.

Die KWKG-Umlage stellt im Einklang hierzu gemäß der Be-
griffsbestimmung des § 2 Nr. 6 EnFG der als Aufschlag auf die 
Netzentgelte erhobene Betrag in ct/kWh zur Deckung des 
KWKG-Finanzierungsbedarfs dar. Die KWKG-Umlage fördert 
also die Erzeugung von Strom aus KWK-Anlagen, indem der 
Stromnetzbetreiber an den Anlagenbetreiber einen Zuschlag 
zahlt und diese Mehrkosten als eigenständigen Aufschlag auf 

die Netzentgelte in Ansatz bringt, also auf die Letztverbraucher 
umlegt, siehe auch §§ 26 KWKG i. V. m. 12 Abs. 1 EnFG. Sie belief 
sich im Jahr 2025 auf 0,277 ct/kWh und beträgt im Jahr 2026 
0,446 ct/kWh.67

Die Offshore-Netzumlage wird von § 2 Nr. 11 EnFG definiert als 
der als Aufschlag auf die Netzentgelte erhobene Betrag in ct/
kWh zur Finanzierung der Offshore-Anbindungskosten. Die 
Umlage bezweckt die Deckung zum einen der Netzanbindungs-
kosten und zum anderen der Entschädigungszahlungen an Be-
treiber von Offshore Windparks bei Störungen oder Verzöge-
rungen der Anbindung, §§ 12 EnFG i. V. m. § 17f, e EnWG. Sie 
beläuft sich im Jahr 2026 auf 0,941 ct/kWh. Im Jahr 2025 betrug 
sie 0,816 ct/kWh. In den vergangenen Jahren nahm sie nahe-

https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Pressemitteilun-gen/DE/2024/20240724_IndustrieNE.html#:~
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Pressemitteilun-gen/DE/2024/20240724_IndustrieNE.html#:~
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Pressemitteilun-gen/DE/2024/20240724_IndustrieNE.html#:~
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/GBK-GZ/2025/GBK-25-01-1x3_AgNes/Downloads/
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/GBK-GZ/2025/GBK-25-01-1x3_AgNes/Downloads/
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/GBK-GZ/2025/GBK-25-01-1x3_AgNes/Downloads/
https://www.netztransparenz.de/de-de/Erneuerbare-Energien-und-Umlagen/Sonstige-Umlagen/-18-AbLaV-Uml
https://www.netztransparenz.de/de-de/Erneuerbare-Energien-und-Umlagen/Sonstige-Umlagen/-18-AbLaV-Uml
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/A_Z_Glossar/K/KWKG_Umlage.html 
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zu kontinuierlich zu (bspw. 2024: 0,656 ct/kWh, 2023: 0,591 ct/
kWh, 2019: 0,416 ct/kWh).68

Die Umlagen sind von den ÜNB transparent zu ermitteln (§ 10 
EnFG) und zu veröffentlichen (§ 11 EnFG).

Umlagen können verringert oder begrenzt werden, § 1 Abs. 1 
S. 2 Nr. 4 EnFG. Hierzu regeln zunächst die §§ 21 bis 23 EnFG 
die Erhebung von Umlagen in Sonderfällen, wie beispielsweise 
die Umlageerhebung bei Stromspeichern und Verlustenergie (§ 

68 BNetzA, Offshore-Netzumlage, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/A_Z_Glossar/O/Offshore-Netzumlage.html 
(zuletzt am 16.06.2026).

69 Siehe Kapitel 3.1.2. 

70 BNetzA, BK8-24-001-A, Ziff. 1 und 6.

71 BNetzA, Aufschlag für besondere Netznutzung, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/A_Z_Glossar/P/Par19_
StromNEV_Umlage.html#:~:text=Die%20Stromnetzentgeltverordnungs%2DUmlage%20(nach%20%C2%A7,des%20Aufschlags%20
f%C3%BCr%20besondere%20Netznutzung (zuletzt am 22.01.2026).

72 Konzessionsabgabenverordnung vom 09.01.1992 (BGBl. I S. 12, 407), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 18.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 
347) geändert worden ist.

73 Zur Begrifflichkeit siehe § 1 Abs. 4 KAV.

74 Theobald/Templin in: Theobald/Kühling, KAV, § 2 Rn. 72; BR-Drs. 686/91, S. 17.

21 EnFG) und bei Anlagen zur Verstromung von Kuppelgasen  
(§ 23 EnFG). Die §§ 28 ff. EnFG beinhalten Entlastungsmöglich-
keiten für beispielsweise stromkostenintensive Unternehmen 
(§§ 30 ff.) und Unternehmen, die Wasserstoff elektrochemisch 
herstellen (§ 36 EnFG).

Biogasproduktionsstätten und Biomethan-BHKWs fallen unter 
keine der genannten Punkte, nach denen die Umlagen-Erhe-
bung verringert oder begrenzt werden könnte.

3.2.2. Aufschlag für besondere Netznutzung 

Der Aufschlag für besondere Netznutzung stellt seit dem 
01.01.2025 die frühere „§ 19 StromNEV-Umlage“ dar. Zum einen 
werden die Mindereinnahmen der Netzbetreiber, welche sie 
durch die verringerten Netzentgelte gemäß § 19 Abs. 2 S. 1, 2, 
15 StromNEV sowie durch die Freistellung von Elektrolyseuren 
von den Netzentgelten gemäß § 118 Abs. 6 S. 9 EnWG erhalten 
haben,69 als Teil des Aufschlags für besondere Netznutzung auf 
die Netznutzer gewälzt (gleichbleibend zur „§ 19 StromNEV-
Umlage“). Zum anderen umfasst der Aufschlag für besondere 
Netznutzung seit dem 01.01.2025 den Aufschlag auf die Netz-
entgelte für Mehrkosten für die Integration von EE-Anla-

gen. Dies hat den Hintergrund, dass Verteilnetzbetreiber, die in 
einem besonders hohen Maß von der Integration von EE-Anla-
gen betroffen sind, einen finanziellen Ausgleich für die entstan-
denen Mehrkosten erhalten können. Die daraus resultierenden 
Kosten werden anteilig auf die Letztverbraucher umgelegt.70

Der Aufschlag für besondere Netznutzung lag im Jahr 2025 bei 
1,558 ct/kWh und liegt im Jahr 2026 bei 1,559 ct/kWh. Im Ver-
gleich dazu betrug die § 19 StromNEV-Umlage im Jahr 2024 
0,643 ct/kWh.71

3.2.3. Konzessionsabgabe

Konzessionsabgaben sind die Gelder, die die Netzbetreiber an Ge-
meinden für die Inanspruchnahme ihrer öffentlichen Verkehrs-
wege für die Verlegung und den Betrieb von Strom- und Gas-
leitungen zahlen, § 1 Abs. 2 Konzessionsabgabenverordnung72 
(KAV). Die KAV regelt auch die Bemessung und zulässige Höhe 
der Konzessionsabgabe und macht diese von der Art des Energie-
liefervertrages und der Einwohnerzahl abhängig, § 2 KAV.

Bei der Belieferung von Sondervertragskunden73 bestimmt 
§ 2 Abs. 3 Nr. 1 KAV bei Strom einen Höchstbetrag von 0,11 ct/

kWh. Außerdem legt § 2 Abs. 4 KAV für Strom einen Grenzpreis 
fest, unterhalb dessen Konzessionsabgaben nicht vereinbart 
oder erhoben werden dürfen. In der Folge werden insbesonde-
re industrielle Großabnehmer von der Abgabenpflicht befreit. 
Zweck hiervon ist, dass diese ihren Strom zumeist über Hoch- 
und Höchstspannungsnetze beziehen und den gemeindlichen 
Straßenraum nicht benutzen.74

https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/A_Z_Glossar/O/Offshore-Netzumlage.html
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/A_Z_Glossar/P/Par19_StromNEV_Umlage.html#:~:text=Die%20S
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/A_Z_Glossar/P/Par19_StromNEV_Umlage.html#:~:text=Die%20S
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/A_Z_Glossar/P/Par19_StromNEV_Umlage.html#:~:text=Die%20S
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4. Gasbezugskosten

75 BNetzA, Preisbestandteile und Tarife, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Vportal/Energie/PreiseAbschlaege/Tarife-table.
html (zuletzt am 15.12.2025); BMWE, Der Gaspreis, abrufbar unter https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/
Energie/gaspreise-bestandteile.html (zuletzt am 15.12.2025).

76 BNetzA, Netzentgelte, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/Netzentgelte/start.html 
(zuletzt am 16.06.2026).

77 Richtlinie (EU) 2024/1788 des europäischen Parlaments und des Rates vom 13.06.2024 über gemeinsame Vorschriften für die Binnenmärkte 
für erneuerbares Gas, Erdgas und Wasser-stoff, zur Änderung der Richtlinie (EU) 2023/1791 und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/73/EG.

78 Verordnung (EU) 2024/1789 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13.06.2024 über die Binnenmärkte für erneuerbares Gas, 
Erdgas sowie Wasserstoff, zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1227/2011, (EU) 2017/1938, (EU) 2019/942 und (EU) 2022/869 sowie des 
Beschlusses (EU) 2017/684 und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 715/2009).

79 Gasnetzentgeltverordnung vom 25.07.2005 (BGBl. I S. 2197), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 27.07.2021 (BGBl. I S. 3229) 
geändert worden ist.

80 EuGH, Urt. v. 02.09.2021, Az.: C-718/18.

81 Siehe genauer Kapitel 3.1.1. 

82 BNetzA, Stand des NEST Prozesses Dezember 2025, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/GBK/
Kosten_ErloesReg/Stand_DEZ_25/start.html?r=1    (zuletzt am 15.06.2026); BNetzA, Eckpunktepapier, Netze. Effi-zient. Sicher. Transformiert, 
18.01.2024, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/Elektrizitaetund-Gas/Aktuelles/GBK/Eckpktpapier.pdf?__
blob=publicationFile&v=3 (zuletzt am 15.06.2026).

83 BNetzA, GBK-25-01-2#2, Festlegung SyGNE.

84 Fabritius in: Säcker, Berliner Kommentar zum Energierecht, GasNEV, §§ 13-20b Rn. 2.

85 Für eine einheitliche Vorgehensweise veröffentlichten die Regulierungsbehörden der Länder und die BNetzA den Leitfaden der 
Regulierungsbehörden zur Ermittlung von Sondernetzentgelten nach § 20 Abs. 2 GasNEV, Stand September 2022, abrufbar unter https://
www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK09/BK9_03_Gasnetz/04_EHB_Leitf/_Downloads/SNE/Leitfaden_Sonderentgelte_Gas.
pdf?__blob=publicationFile&v=2 (zuletzt am 18.06.2026).

86 BNetzA, Sondernetzentgelte gemäß § 20 Abs. 2 GasNEV, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK09/
BK9_03_Gasnetz/02_NEB/BK9_022_SNE/BK9_SNE.html (zuletzt am 18.06.2026).

Auch der Gasbezug für das BHKW verursacht Kosten. Die Kos-
ten für die Beschaffung und den Vertrieb des Gases, die un-
gefähr 56 % des Gaspreises ausmachen, bilden sich im freien 
Markt und unterliegen keiner Regulierung. Daneben setzt sich 
der Gaspreis aus staatlich induzierten und regulierten Preisbe-

standteilen – insbesondere aus den Netzentgelten, den Steuern 
sowie den Abgaben und Umlagen – zusammen.75

Die steuerlichen Aspekte werden in Kapitel 6 betrachtet.

4.1. Netzentgelte 

Netznutzer zahlen Netzentgelte zur Finanzierung 
des Gasnetzbetriebs.76

Die rechtlichen Grundlagen befinden sich zum einen auf euro-
päischer Ebene in der europäische Gasbinnenmarktrichtli-
nie77 und -verordnung78 (das EU-Gas-/H2-Binnenmarktpaket). 
Diese Rechtsakte schaffen den Ordnungsrahmen für erneuer-
bare Gase und schreiben beispielsweise vor, dass Netzentgelte 
transparent sein und auf nichtdiskriminierende Weise ange-
wandt werden müssen und regeln Netzentgeltnachlässe für er-
neuerbare Gase, Art. 17, 18 Gasbinnenmarktverordnung.

Zum anderen beinhalten im nationale Recht – ähnlich wie 
bei den Netzentgelten zur Finanzierung des Stromnetzbe-
triebs – das EnWG (§§ 20 ff.), die ARegV und die Gasnetzent-
geltverordnung79 (GasNEV) Regelungen. Als Folge der Ent-
scheidung des Europäischen Gerichtshofs, durch welche die 
Unabhängigkeit und ausschließliche Zuständigkeit der natio-
nalen Regulierungsbehörden vom nationalen Rechtsrahmen 

festgestellt wurde,80 tritt neben der StromNEV und der ARegV 
(welche zum 31.12.2028 außerkrafttreten) die GasNEV zum 
31.12.2027 außer Kraft.81 Die nun zuständige BNetzA unter-
sucht derzeit im NEST-Prozess den Regulierungsrahmen für 
die Kosten- und Erlösbestimmungen der Netzbetreiber82 und 
hat ein Verfahren zur Festlegung der allgemeinen Systematik 
Gasnetzentgelte eingeleitet.83

Die derzeit noch für die Gasbezugskosten relevanten GasNEV 
beinhaltet in den §§ 13 ff. GasNEV die Kostenträgerrechnung, 
d.h. die Regelungen zur Umrechnung der ermittelten Netzkos-
ten in verursachungsgerechte Netzentgelte.84 Dabei wird zwi-
schen Ein- und Ausspeiseentgelten unterschieden. Die GasNEV 
beinhaltet außerdem die Möglichkeit für Verteilnetzbetreiber, 
in Einzelfällen – sprich in Ausnahmefällen – zur Vermeidung 
eines Direktleitungsbaus Sondernetzentgelte zu berechnen, 
§ 20 Abs. 2 S. 1 GasNEV.85 Die Regelung bezweckt damit die Ver-
meidung der Errichtung doppelter Leitungsinfrastrukturen.86 
Daneben fördert § 20a GasNEV die Biogas- und Biomethan-

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Vportal/Energie/PreiseAbschlaege/Tarife-table.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Vportal/Energie/PreiseAbschlaege/Tarife-table.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Energie/gaspreise-bestandteile.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Energie/gaspreise-bestandteile.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/Netzentgelte/start.html 
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/GBK/Kosten_ErloesReg/Stand_DEZ_25/start.html?r=
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/GBK/Kosten_ErloesReg/Stand_DEZ_25/start.html?r=
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/Elektrizitaetund-Gas/Aktuelles/GBK/Eckpktpapier.pdf?_
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/Elektrizitaetund-Gas/Aktuelles/GBK/Eckpktpapier.pdf?_
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK09/BK9_03_Gasnetz/04_EHB_Leitf/_Downloads/SNE
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK09/BK9_03_Gasnetz/04_EHB_Leitf/_Downloads/SNE
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK09/BK9_03_Gasnetz/04_EHB_Leitf/_Downloads/SNE
 https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK09/BK9_03_Gasnetz/02_NEB/BK9_022_SNE/BK9_SNE
 https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK09/BK9_03_Gasnetz/02_NEB/BK9_022_SNE/BK9_SNE
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einspeisung.87 So wird Transportkunden von Biogas bzw. Bio-
methan ein vom Netzbetreiber, in dessen Netz sie unmittelbar 
Biogas einspeisen, zu zahlendes pauschales Entgelt in Höhe 
von 0,7 ct/kWh eingespeisten Biogases für vermiedene 
Netzkosten gewährt, § 20a S. 1 GasNEV.  Dieser  Anspruch gilt 
für zehn Jahre ab Inbetriebnahme des jeweiligen Netzanschlus-
ses und ist unabhängig von der Netzebene, in die eingespeist 
wird, § 20a S. 1, 2 GasNEV. Hintergrund der Regelung ist die be-

87 Zwar nennt § 20a GasNEV nur Biogas; dieses umfasst laut der Begriffsbestimmungen des § 3 Nr. 23 EnWG jedoch unter anderem auch 
Biomethan.

88 BR-Drs. 24/08.

89 BNetzA, Umlagen, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK09/BK9_03_Gasnetz/03_Umlagen/BK9_
Umlagen.html (zuletzt am 16.12.2025).

90 Deutscher Bundestag, Bundestag beschließt Abschaffung der Gasspeicherumlage, abrufbar unter https://www.bundestag.de/dokumente/
textarchiv/2025/kw45-de-energiewirtschaftsgesetz-1116750 (zuletzt am 16.12.2025).

91 BT-Drs. 20/1024, 19

92 BNetzA, Marktraumumstellungsumlage, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/A_Z_Glossar/M/
Marktraumumstellungs-Umlage.html?nn=649420 (zuletzt am 16.12.2025).

93 Ebd.; Gerstner in: Kment, EnWG, § 19a Rn. 18 f.

94 Jeweils aktuelle Fassung unter: BDEW, Kooperationsvereinbarung Gas, abrufbar unter https://www.bdew.de/service/standardvertraege/
kooperationsvereinbarung-gas/ (zuletzt am 17.12.2025).

95 BNetzA, Marktraumumstellungsumlage, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/A_Z_Glossar/M/
Marktraumumstellungs-Umlage.html?nn=649420 (zuletzt am 16.12.2025).

96 BNetzA, Umstellung von L- auf H-Gas, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Vportal/Energie/Netzanschluss/
UmstellungGas/start.html (zuletzt am 17.12.2025).

reits 2007 beschlossene Erleichterung der Biogaseinspeisung 
zur Verringerung der Importabhängigkeit von Erdgas und zur 
Stärkung des Klimaschutzes.88

Daneben wird die Biogas- bzw. Biomethaneinspeisung dahin-
gehend gefördert, dass bei der Einspeisung von Biogas/Bio-
methan ins Fernleitungsnetz keine Einspeiseentgelte zu 
entrichten sind, § 19 Abs. 1 S. 3 GasNEV.

4.2. Umlagen und Abgaben

Die Umlagen und Abgaben auf den Gaspreis umfassen die 
Marktraumumstellungsumlage und die Biogasumlage89 sowie 
die Konzessionsabgabe. Die Abschaffung der Gasspeicherum-
lage wurde im November 2025 vom Bundestag zur Entlastung 
von Erdgasendkunden beschlossen.90 Die Gasspeicherumlage 

legte die in Folge der Füllstandvorgaben für Gasspeicheranla-
gen gemäß §§ 35a ff. EnWG entstehenden Kosten der Markt-
gebietsverantwortlichen bis Ende 2025 auf die Endverbraucher 
um, § 35e EnWG.91

4.2.1. Marktraumumstellungsumlage

Mit der Marktraumumstellungsumlage werden die anfallenden 
Kosten der Netzbetreiber für die Umstellung von L- auf H-Gas 
bundesweit auf alle Gasversorgungsnetze umgelegt, § 19a Abs. 
1 S. 3 EnWG. Die Umstellung soll laut aktuellen Netzentwick-
lungsplan bis Ende 2029 abgeschlossen sein.92 Die Kosten flie-
ßen in die Ausspeiseentgelte der Netzbetreiber ein.93 Die Koope-
rationsvereinbarung Gas (KoV XIV.2)94 enthält in § 10 Details 
zum Wälzungsmechanismus. 2026 beträgt die Umlage 0,7189 
€/kWh/h/a, 2025 belief sie sich auf 0,6713 Euro/kWh/h/a.95

Die Marktraumumstellungsumlage ist unabhängig davon zu ent-
richtet, ob Erdgas oder Biomethan bezogen wird. Zwar dient die 
Umlage der Finanzierung der Umstellung von der einen zur ande-
ren der beiden vorhandenen Erdgasarten in Deutschland (L- auf 
H-Gas),96 wodurch die Annahme entstehen könnte, dass die Kos-
ten nur von Erdgaskunden zu tragen sind. § 19a Abs. 1 S. 3 EnWG 
bestimmt jedoch, dass die Kosten auf alle Gasversorgungsnetze 
umzulegen sind, ohne dabei nach der Herkunft der Gase zu dif-
ferenzieren. Auch unterfällt der Definition von Gas des EnWG so-
wohl Erdgas als auch Biogas, § 3 Nr. 47 EnWG. Unter Biogas fällt 
wiederum unter anderem Biomethan, § 3 Nr. 23 EnWG.

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK09/BK9_03_Gasnetz/03_Umlagen/BK9_Umlagen.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK09/BK9_03_Gasnetz/03_Umlagen/BK9_Umlagen.html
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2025/kw45-de-energiewirtschaftsgesetz-1116750
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2025/kw45-de-energiewirtschaftsgesetz-1116750
 https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/A_Z_Glossar/M/Marktraumumstellungs-Umlage.html?nn=64942
 https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/A_Z_Glossar/M/Marktraumumstellungs-Umlage.html?nn=64942
https://www.bdew.de/service/standardvertraege/kooperationsvereinbarung-gas/
https://www.bdew.de/service/standardvertraege/kooperationsvereinbarung-gas/
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/A_Z_Glossar/M/Marktraumumstellungs-Umlage.html?nn=649420
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/A_Z_Glossar/M/Marktraumumstellungs-Umlage.html?nn=649420
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Vportal/Energie/Netzanschluss/UmstellungGas/start.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Vportal/Energie/Netzanschluss/UmstellungGas/start.html
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4.2.2. Biogasumlage

97 Siehe Kapitel 4.1.

98 BNetzA, Umlagen, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK09/BK9_03_Gasnetz/03_Umlagen/BK9_
Umlagen.html (zu-letzt am 16.12.2025).

99 Siehe genauer: BNetzA, Biogaseinspeisung ins Gasnetz, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/
ElektrizitaetundGas/NetzzugangMesswesen/Biogas/start.html (zu-letzt am 22.06.2026).

100 BT-Drs. 21/2793, S. 187.

101 Richtlinie (EU) 2024/1788 des europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 über gemeinsame Vorschriften für die Binnenmärkte 
für erneuerbares Gas, Erdgas und Wasserstoff, zur Änderung der Richtlinie (EU) 2023/1791 und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/73/EG.

102 BT-Drs. 21/5440.

103 Vgl. ebd., S. 34, 193 f.

104 BNetzA, BK-24-01-010; siehe hierzu auch das Gutachten „Rechtliche Rahmenbedingungen für den Betrieb von Biomethan-BHKW“, Kapitel 4.1.

105 BNetzA, BK-24-01-010, S. 10 Rn. 29.

106 BNetzA, Biogaseinspeisung ins Gasnetz, Häufig gestellte Fragen zur Anwendung der Biogas-Regelungen, abrufbar unter https://www.
bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/NetzzugangMesswesen/Biogas/start.html (zuletzt am 23.06.2026).  

107 BNetzA, BK7-24-01-008, S. 43 Rn. 109.

108 Die demnach nicht umlagefähige Pauschale ist die Zahlung eines Entgelts der Bilanzkreisverantwortlichen eines besonderen Biogas-
Bilanzkreisvertrags an den Marktgebietsverantwortlichen für den erweiterten Bilanzausgleich in Höhe von 0,001 Euro je Kilowattstunde für 
die Nutzung des tatsächlich in Anspruch genommenen Flexibilitätsrahmens. BNetzA, BK7-24-01-008, S. 9, S. 48 Rn. 127; siehe genauer zur 

Die Biogasumlage ist in § 20b GasNEV geregelt. Demnach werden 
(1) die Kosten für den effizienten Netzanschluss sowie die War-
tung und den Betrieb von Biogasaufbereitungsanlagen (gemäß § 
33 Abs. 2 GasNZV), die Maßnahmen gemäß § 33 Abs. 10 Gas-NZV 
sowie die Maßnahmen gemäß § 34 Abs. 2 Gas-NZV (unter ande-
rem die Kapazitätserhöhung im Netz und die Gewährleistung der 
ganzjährigen Einspeisung), (2) die Kosten für den erweiterten Bi-
lanzausgleich von Biogas (gemäß § 35 GasNZV), (3) die Kosten für 
die Einhaltung der eichrechtlichen Vorgaben und der Odorierung 
und Messung der Gasbeschaffenheit (§ 36 Abs. 3, 4 GasNZV) sowie 
(4) die durch die vom Netzbetreiber an den Transportkunden von 
Biogas für vermiedene Netzkosten entrichtete Entgelte gemäß § 
20a GasNEV verursachten Kosten97 umgelegt.

Wegen des Außerkrafttretens der GasNZV mit Ablauf des 
31.12.2025 können grundsätzlich nur die fortlaufenden, vor 2026 
erfolgten Kosten aus Biogasnetzanschlüssen durch § 20b GasNEV 
umgelegt werden.98

Die Umlagefähigkeit der Kosten aus § 33 Abs. 2 Gas-NZV wird je-
doch ausdrücklich geregelt. So besagt die Übergangsregelung des 
seit dem 23.12.2025 geltenden § 118 Abs. 4 S. 1 EnWG, dass – so-
weit die Vorschusszahlung des Anschlussnehmers bis zum Ablauf 
des 31.12.26 eingegangen ist – bis zum 31.12.2026 gestellte Netz-
anschlussbegehren weiterhin nach den Regelungen des § 33 Abs. 
1 bis 9 GasNZV behandelt werden99 und stellt klarstellend fest, 
dass die vom Netzbetreiber zu tragenden Kosten für den effi-
zienten Netzanschluss sowie für dessen Wartung und den Be-
trieb nach § 33 Abs. 2 GasNZV nach § 20b GasNEV bundesweit 
umgelegt werden.100

Einen ganz ähnlichen Regelungsgegenstand hat der sich im Ge-
setzgebungsverfahrende befindende § 17 Abs. 1b EnWG-E. Nach 
europäischem Recht muss der Regulierungsrahmen bezüglich der 
Anschlussentgelte und -kosten für Biomethanerzeugungsanlagen 
unter anderem sicherstellen, dass das Erfordernis stabiler Finan-
zierungsrahmen für bestehende Investitionen berücksichtigt wird, 

Art. 58 Abs. 1c Gasbinnenmarktrichtlinie.101 Diese Regelung ist 
Ausdruck des Bestandsschutzes. Zur Umsetzung diesen Erforder-
nisses wird im sich im Gesetzgebungsverfahren befindenden „Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 
und weiterer energierechtlicher Vorschriften zur Umsetzung des 
Europäischen Gas- und Wasserstoff-Binnenmarktpakets“102 in 
§ 17 Abs. 1b EnWG-E geregelt, dass die vom Netzbetreiber nach § 
33 Abs. 2 S. 1 GasNZV zu tragenden Kosten für den effizienten 
Netzanschluss von Biogasaufbereitungsanlagen sowie des-
sen Wartung und Betrieb weiterhin auch nach dem Außer-
krafttreten der GasNEV bundesweit umgelegt werden, sofern 
die Vorschusszahlung des Anschlussnehmers nach § 33 Abs. 5 S. 1 
GasNZV bis zum Ablauf des 31.12.2026 eingeht.103

Die Umlagefähigkeit der Kosten, die dem Netzbetreiber im Zusam-
menhang mit seinen Verpflichtungen nach §§ 34 Abs. 2 und 36 
GasNZV – deren Regelungsinhalte durch die Überführung in die 
Festlegung Zugang Biogas (ZuBio) der BNetzA104 weiterhin gel-
ten – entstehen, ist bisher nicht ausdrücklich geklärt. Die BNetzA 
erklärt stattdessen, dass die Beantwortung dieser Frage im Rah-
men einer Festlegung zu den Netzentgelten zu regeln wäre oder – 
bis zum Außerkrafttreten der GasNEV – im Wege der Auslegung 
des § 20b GasNEV erfolgen kann.105 Eine solche Auslegung des § 
20b GasNEV nimmt die BNetzA nach ihrer derzeitigen Rechtsauf-
fassung bezüglich der in die Zugang Biogas (ZuBio) überführten 
Regelungsinhalte des § 34 Abs. 2 GasNZV vor. Die BNetzA gibt 
hier an, dass die Nennung des § 34 Abs. 2 GasNZV in § 20b Gas-
NEV so auszulegen sei, dass die Kosten im Wege der Umlage auf 
die Letztverbraucher gewälzt werden könnten.106 Dasselbe muss 
für die vormals in § 35 GasNZV befindlichen Regelungsinhalte 
zum erweiterten Bilanzausgleich Biogas gelten, welche in die Fest-
legung Bilanzierung Gas (GaBi Gas 2.1) der BNetzA übernommen 
wurden.107 Folglich ist die Nennung des § 35 GasNZV in § 20b Gas-
NEV ebenfalls so auszulegen, dass die Kosten für den erweiterten 
Bilanzausgleich – abzüglich der vom Bilanzkreisverantwortlichen 
gemäß § 35 Abs. 8 GasNZV (nun GaBi Gas 2.1 Tenorziffer 7h) zu 
zahlenden Pauschale108  – gewälzt werden können.

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK09/BK9_03_Gasnetz/03_Umlagen/BK9_Umlagen.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/BK09/BK9_03_Gasnetz/03_Umlagen/BK9_Umlagen.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/NetzzugangMesswesen/Biogas/start.
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/NetzzugangMesswesen/Biogas/start.
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/NetzzugangMesswesen/Biogas/start.
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/NetzzugangMesswesen/Biogas/start.
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§ 20b GasNEV: bundesweit umgelegt 
werden unter anderem die Kosten:

§ 118 Abs. 4 EnWG, § 17 Abs. 1b EnWG-E: 
für bis zum 31.12.26 gestellte Netzan-
schlussbegehren Abs. 2 S. 1 GasNZV 

anwendbar.

Auslegung: soweit Regelungsinhalte in 
Festlegungen der BNetzA überführt sind: 
Kosten können durch Umlage auf Letzt-

verbraucher gewälzt werden. 

GasNEV noch in Kraft 

(1) für den effizienten Netzanschluss von 

Biogasaufbereitungsanlagen, Wartung und 

Betrieb gemäß § 33 Abs. 2 GasNZV, die 

Maßnahmen gemäß § 33 Abs. 10 und § 34 Abs. 

2 GasNZV, 

(2) für den erweiterten Bilanzausgleich von 

Biogas gemäß § 35 GasNZV,  

(3) gemäß § 36 Abs. 3, 4 GasNZV 

(Qualitätsanforderungen für Biogas),  

(4) die für vermiedene Netzkosten entrichtete 

Entgelte gemäß § 20a GasNEV 

GasNZV  
außer Kraft

Abbildung 2: Biogasumlage

Biogas-Bilanzierung BDEW/VKU/GEODE-Leitfaden Bilanzierung Bio-gas, 28.10.2025.

109 Theobald/Templin in: Theobald/Küling, KAV, § 1, Rn. 91.

110 BMWE, Staatlich veranlasste Strompreisbestandteile, abrufbar unter https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/
Energie/strompreise-bestandteile-staatlich.html (zuletzt am 12.05.2026); BMWE, Staatlich veranlasste Be-standteile des Gaspreises, abrufbar 
unter https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Energie/gaspreise-bestandteile-staatlich.html (zuletzt am 
12.05.2026).

111 Energiesteuergesetz vom 15.07.2006 (BGBl. I S. 1534; 2008 I S. 660, 1007), das zuletzt durch Gesetz vom 24.4.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 116) 
geändert worden ist.

112 Stromsteuergesetz vom 24.03.1999 (BGBl. I S. 378; 2000 I S. 147), das zuletzt durch Gesetz vom 22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 340) geändert 
worden ist.

Die Biogasumlage betrug im Jahr 2025 1,0542 €/kWh/h/a und 
beträgt 2026 1.3268 €/kWh/h/a. 

4.2.3. Konzessionsabgabe

Bezüglich der Konzessionsabgabe kann grundsätzlich auf die 
Ausführungen zum Strompreis verwiesen werden. Der Höchst-
betrag je kWh bei der Belieferung von Sondervertragskunden 
beträgt bei Gas 0,03 Cent, § 2 Abs. 3 Nr. 2 KAV.

Zudem dürfen gemäß § 2 Abs. 5 Nr. 1 KAV bei Gas Konzessions-
abgaben für Lieferungen an Sondervertragskunden nicht ver-

einbart oder gezahlt werden, wenn sie pro Jahr und Abnah-
mefall 5 Millionen kWh übersteigen. In diesem Fall wird die 
Gesamtmenge der Lieferungen von der Konzessionsabgabe 
befreit und nicht nur die über 5 Millionen kWh hinausgehende 
Menge.109 Die Konzessionsabgabebefreiung gilt außerdem für 
solche Lieferungen, deren Durchschnittspreis im Kalenderjahr 
unter 1,50 Cent je kWh liegt, § 2 Abs. 5 Nr. 2 KAV.

5. Energie- und Stromsteuer 

Die Energie- und Stromsteuer stellen staatlich indizierte Be-
standteile des Gaspreises (Energiesteuer) und des Strompreises 
(Stromsteuer) dar.110

Im deutschen Recht wird bei der Besteuerung von Energie 
unterschieden zwischen der Besteuerung von Strom und der-

jenigen sogenannter Energieerzeugnisse. Das Energiesteuer-
gesetz111 (EnergieStG) regelt die Besteuerung verschiedener 
Energieerzeugnisse (§ 1 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 EnergieStG), während 
das Stromsteuergesetz112 (StromStG) die Besteuerung von 
Strom (§ 1 Abs. 1 S. 1 StromStG) behandelt. Der Sache nach sind 
die Energieerzeugnisse der „Input“ und der Strom der „Output“ 

https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Energie/strompreise-bestandteile-st
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Energie/strompreise-bestandteile-st
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Energie/gaspreise-bestandteile-staa
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eines Kraftwerks. Die Regelung der Besteuerung in zwei sepa-
raten Gesetzen erklärt sich auch aus historischen Gründen.113 
Beide Steuern sind Verbrauchssteuern, die den Verbrauch von 
Strom bzw. Energieerzeugnissen belasten. Auch sonst sind 
Strom- und Energiesteuer eng miteinander verzahnt. Dies 
folgt schon daraus, dass natürliche Energieträger und andere 
Energieerzeugnisse oftmals die Grundlage für die Erzeugung 
elektrischer Energie darstellen.114 Zudem sind unter anderem 

113 Liebheit in: Theobald/Kühling, Energierecht, Nr. 220 Stromsteuergesetz/Energiesteuergesetz, Einleitung Rn. 4.

114 Schröer-Schallenberg in: Bongartz/Jatzke/Schröer-Schallenberg, StromStG, § 1 Rn. 4.

115 Siehe auch Art. 14 Abs. 1 lit. a  und Art. 15 Abs. 1 lit. c der sog. Energiesteuer-Richtlinie 2003/96/EG.

116 Vgl. Schröer-Schallenberg in: Bongartz/Jatzke/Schröer-Schallenberg, StromStG, § 1 Rn. 4.

117 Liebheit in: Theobald/Kühling, Energierecht, Nr. 220 Stromsteuergesetz/Energiesteuergesetz, Einführung Rn. 4.

118 Die Kombinierte Nomenklatur ist eine EU-einheitliche achtstellige Warennomenklatur für den Außenhandel im Rahmen der Gemeinsamen 
Handelspolitik. Sie dient insbesondere der Erfassung des inner-gemeinschaftlichen Handels und des Außenhandels der EU.

119 Siehe zu den Anforderungen Kapitel 2.2.1.

120 Verordnung über die Beschaffenheit und die Auszeichnung der Qualitäten von Kraft- und Brennstoffen vom 8.12.2010 (BGBl. I S. 1849), die 
zuletzt durch Verordnung vom 13.12.2019 (BGBl. I S. 2739) geändert worden ist.

121 Middendorp in: Bongartz/Jatzke/Schröer-Schallenberg, § 3 EnergieStG, Rn. 23.

122 BMF, Schreiben vom 12.09.2019, Betreff: Anrechnung von verflüssigtem Biomethan (Bio-LNG) auf die Treibhausgasquote, Dok. 2019/0785211.

123 BMF, Schreiben vom 12.09.2019, Betreff: Anrechnung von verflüssigtem Biomethan (Bio-LNG) auf die Treibhausgasquote, Dok. 2019/0785211.

die Begünstigungsnormen parallel ausgestaltet. So ist etwa 
eine Doppelbesteuerung nach beiden Steuergesetzen nicht ge-
wollt.115 Vor diesem Hintergrund sind die Steuerentlastungen 
nach §§ 53, 53a EnergieStG und § 9 Abs. 1 StromStG zu sehen,116  
die weiter unten näher dargestellt werden. Zusammen mit wei-
teren Wechselwirkungen der beiden Gesetzen besteht damit 
eine faktische Einheit von Strom- und Energiesteuerrecht.117

5.1. Energiesteuer

Die Energiesteuer differenziert zwischen einzelnen Energieer-
zeugnissen und sieht für sie jeweils unterschiedliche Rechts-
folgen vor. Die Energieerzeugnisse als Steuergegenstand sind 
in § 1 Abs. 2, 3 EnergieStG näher umgrenzt. Es handelt sich 
grundsätzlich um Waren, die als Kraft- oder Heizstoff verwen-
det werden (können). § 1 Abs. 2 EnergieStG listet unter Verweis 
auf die sog. Kombinierte Nomenklatur118 (KN) verschiedene 
Energieerzeugnisse auf.

Besteuert werden unter anderem die sog. gasförmigen Koh-
lenwasserstoffe als „Waren der Positionen [...] 2704 bis 2715 
der Kombinierten Nomenklatur“, § 1 Abs. 2 Nr. 2 EnergieStG. 
Hierzu gehören auch die sog. gasförmigen Biokraft- und Bio-
heizstoffe, die der KN-Unterposition 2711 29 unterfallen, vgl. § 
1a Nr. 16 EnergieStG. Hierunter kann auch gasförmiges Bio-
methan zu fassen sein. Eine Definition von Biokraft- und Bio-
heizstoffen findet sich in § 1a Nr. 13a EnergieStG. Sie müssen 
ausschließlich aus Biomasse im Sinn der BiomasseV bestehen 
oder hergestellt werden, § 1a Nr. 13a S. 1 EnergieStG. Werden die 
Anforderungen der BiomasseV eingehalten119 unterfällt gasför-
miges Biomethan somit als Biokraft- bzw. Bioheizstoff dem § 1a 
Nr. 16 EnergieStG. Gleichzeitig gilt der Grundsatz des § 1a Nr. 
13a S. 2 EnergieStG: ein nur anteilig aus Biomasse hergestelltes 
Energieerzeugnis ist (nur) in Höhe dieses Anteils als Biokraft- 
oder Bioheizstoff anzusehen.

Biomethan ist jedoch nur dann Biokraftstoff im Sinne des Ener-
gieStG, wenn es den Anforderungen an Erdgas nach § 8 der 10. 
Bundesimmissionsschutzverordnung120 (10. BImSchV) ent-
spricht, § 1a Nr. 13a S. 11 EnergieStG. Dieser sieht vor, dass Biogas 
als Kraftstoff nur dann gewerbsmäßig oder im Rahmen wirt-

schaftlicher Unternehmungen gegenüber dem Letztverbrau-
cher in den Verkehr gebracht werden darf, wenn es den Anfor-
derungen der DIN EN 16723-2, Ausgabe Oktober 2017, genügt.

Für gasförmige Kohlenwasserstoffe fällt eigentlich eine Ener-
giesteuer in Höhe von 31,80 EUR je MWh an, vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 7 
EnergieStG. § 2 Abs. 2 Nr. 1 EnergieStG sieht eine zeitlich befris-
tete Privilegierung vor. So beträgt die Steuer vom 01.01.2026 
bis zum 31.12.2026 27,33 EUR je MWh. Für das Jahr 2025 betrug 
die Steuer 22,85 EUR je MWh, für 2024 18,38 EUR je MWh und 
bis zum 31.12.2023 13,90 EUR je MWh. Für eine Verwendung 
oder Abgabe zum Verheizen oder zum Antrieb von Gasturbinen 
und Verbrennungsmotoren in begünstigten Anlagen nach den 
§§ 3 und 3a EnergieStG sieht § 2 Abs. 3 Nr. 4 EnergieStG einen 
erheblich reduzierten Steuersatz von 5,50 EUR je MWh vor. 
Zu diesen begünstigten Anlagen gehören auch ortsfeste KWK-
Anlagen (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 1 EnergieStG).121

Die Steuerentstehung richtet sich nach der Art des jeweiligen 
Energieerzeugnisses und den Umständen der Leistung. Übli-
cherweise sind Anlagen zur Biomethanherstellung an das Erd-
gasnetz angeschlossen.122 Bei einer Entnahme von Biomethan 
zum Verbrauch aus dem Gasnetz richtet sich die Steuerent-
stehung nach § 38 Abs. 1 S. 1 EnergieStG. Das entnommene Gas-
gemisch gilt als Erdgas im Sinne des EnergieStG; auf den Bio-
methananteil des entnommenen Gases kommt es nicht an.123 
Im Zeitpunkt der Einspeisung in das Gasnetz erfolgt demge-
genüber keine Abgabe als Kraft- oder Heizstoff. Für aufberei-
tetes Biogas außerhalb des Erdgasleitungsnetzes richtet sich 
die Steuerentstehung nach § 23 Energie-StG. Maßgeblich ist die 
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Abgabe als Kraft- oder Heizstoff bzw. die Verwendung, sofern 
die Steuer nicht schon durch die Abgabe entstanden ist.

Steuerschuldner ist in der Regel der Lieferer und andernfalls 
derjenige, der das Erdgas aus dem Leitungsnetz entnimmt, 

124 Ebd.

125 BMF, Bekanntmachung nach § 28 Abs. 2 Energiesteuergesetz vom 6.09.2023, BGBl. 2023 I Nr. 262 vom 29.09.2023; Schröer-Schallenberg in: 
Bongartz/Jatzke/Schröer-Schallenberg, EnergieStG, § 28 Rn. 4.

126 Gesetz v. 22.12.2025, BGBl. 2025 I Nr. 340.

127 Schröer-Schallenberg in: Bongartz/Jatzke/Schröer-Schallenberg, EnergieStG, § 28 Rn. 4.

128 BT-Drs. 21/1866, S. 83.

129 Vgl. Middendorp in: Bongartz/Jatzke/Schröer-Schallenberg, § 53 EnergieStG Rn. 12; BT-Drs. 21/1866, S. 86.

130 BT-Drs. 21/1866, S. 86.

131 Middendorp in: Bongartz/Jatzke/Schröer-Schallenberg, EnergieStG, § 53a Rn. 7a.

§ 38 Abs. 2 EnergieStG. Dieser wälzt die Steuer im Folgenden 
als Preisbestandteil auf die Abnehmer der steuerpflichtigen 
Energieerzeugnisse ab.124

5.2. Steuervergünstigungen nach dem EnergieStG

Das Energiesteuergesetz enthält verschiedene Steuervergüns-
tigungen, die im Zusammenhang mit der Verwendung von 
Biomethan von Bedeutung sind. Wenn und soweit eine Ener-
giesteuerbefreiung oder eine (nachträgliche) Energiesteuerent-
lastung in Betracht kommt, fällt die Energiesteuer nicht an.

Zum einen beinhalten die §§ 24 ff. EnergieStG Steuerbefreiun-
gen. § 28 EnergieStG re Steuerbefreiungen für gasförmige 
Energieerzeugnisse. Ursprünglich kam eine Steuerbefreiung 
sowohl bei einer Verwendung zum Verheizen oder zum Antrieb 
von Gasturbinen und Verbrennungsmotoren in begünstigten 
Anlagen in Betracht. Zum 30.09.2023 lief jedoch die für die 
Wirksamkeit der Steuerbefreiung erforderliche beihilferecht-
liche Genehmigung der Europäischen Kommission aus im Hin-
blick auf die ausschließliche Verwendung zum Verheizen bzw. 
die Abgabe zu Heizzwecken.125 Die Steuerbefreiungen der seit 
dem 01.01.2026 geltende Fassung des § 28 Abs. 1 S. 1 Nrn. 1, 2 
EnergieStG126 gelten nicht mehr als staatliche Beihilfen und 
bedürfen somit keiner beihilferechtlichen Genehmigung durch 
die EU.127

Steuerfrei sind nach § 28 Abs. 1 EnergieStG seitdem nur noch 
zur Stromerzeugung in ortsfesten Anlagen verwendete (1) 
gasförmige Biokraft- und Bioheizstoffe, unvermischt mit an-
deren Energieerzeugnissen (Nr. 1) oder (2) gasförmige Kohlen-
wasserstoffe, die aus dem biologisch abbaubaren Anteil von 
Abfällen gewonnen werden und bei der Lagerung von Abfällen 
oder bei der Abwasserreinigung anfallen (Nr. 2). Diese gas-
förmigen Energieerzeugnisse müssen direkt verwendet oder 
direkt abgegeben werden und dürfen nicht in das öffentliche 
Erdgasnetz eingespeist werden. Dabei kommt es nicht dar-
auf an, ob die Stromerzeugung durch Verheizung oder mittels 
motorischer Nutzung der gasförmigen Energieerzeugnisse er-
folgt.128 Die Steuerbefreiung gilt dabei nur, soweit der erzeugte 
Strom nicht nach § 9 Abs. 1 Nrn. 4, 5 oder 6 des StromStG von 
der Stromsteuer befreit ist, § 28 Abs. 1 HS. 2 EnergieStG.

Zum anderen regeln die §§ 53, 53a EnergieStG nachträgliche 
Steuerentlastungen für nachweislich versteuertes Biomethan.

§ 53 EnergieStG sieht eine Steuerentlastung für die Verwen-
dung von nachweislich versteuerten Energieerzeugnissen zur 
Stromerzeugung in ortsfesten Anlagen vor. Hierunter fällt auch 
die Stromerzeugung in KWK-Anlagen.129 Die Steuerentlastung 
gilt dabei nur, soweit der erzeugte Strom nicht nach § 9 Abs. 1 
Nrn.  4, 5 oder 6 StromStG von der Stromsteuer befreit ist, § 53 
Abs. 1 S. 1 HS. 2 EnergieStG. Zudem setzt § 53 Abs. 1 S. 2 Ener-
gieStG fest, dass, wenn die in der Anlage erzeugte mechanische 
Energie neben der Stromerzeugung auch anderen Zwecken 
dient, nur für den auf die Stromerzeugung entfallenden Anteil 
an Energieerzeugnissen eine Steuerentlastung gewährt wird. 
Entlastungsberechtigt ist nach § 53 Abs. 4 Energie-StG derjeni-
ge, der die Energieerzeugnisse zur Stromerzeugung verwendet 
hat, also diejenige Person, die die Energieerzeugnisse zum Be-
trieb einer Stromerzeugungsanlage in ihr einsetzt.

§ 53a EnergieStG gewährt bei Vorliegen bestimmter Voraus-
setzungen eine teilweise Steuerentlastung für KWK-Anla-
gen. Die Steuerentlastung gilt dabei nur für Verwendungen 
der Energieerzeugnisse, die nicht schon nach § 53 EnergieStG 
steuerlich begünstigt werden. Es wird somit klar differenziert 
zwischen beihilferechtlich relevanten Verwendungen nach § 53 
EnergieStG und beihilferechtlich nicht relevanten Verwendungen 
nach § 53a EnergieStG.130 § 53a EnergieStG hat damit einen weit-
aus eingeschränkteren Anwendungsbereich verglichen zu frühe-
ren Fassungen des EnergieStG. Er findet nun Anwendung bei einer 
Verwendung der Energieerzeugnisse zur gekoppelten Erzeugung 
von Kraft und Wärme in den Fällen, in denen die erzeugte mecha-
nische Energie vollständig für andere Zwecke als zur Stromerzeu-
gung verwendet wird, beispielsweise zur Erzeugung von Kälte 
oder Druckluft oder zum Antrieb von Kompressoren.131

§ 53a EnergieStG setzt voraus, dass die Energieerzeugnisse nach-
weislich nach dem EnergieStG versteuert worden sind und zur ge-
koppelten Erzeugung von Kraft und Wärme in ortfesten Anlagen 
mit einem Monats- oder Jahresnutzungsgrad von mindestens 70 
% verheizt (§ 53a Abs. 1 EnergieStG) oder zum Antrieb von Gas-
turbinen und Verbrennungsmotoren in begünstigen Anlagen zur 
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gekoppelten Erzeugung von Kraft und Wärme nach § 3 mit einem 
Monats- oder Jahresnutzungsgrad von mindestens 70 % verwen-
det (§ 53a Abs. 4 EnergieStG) worden sind. Die gilt nur, soweit der 
erzeugte Strom nicht nach § 9 Abs. 1 Nrn. 4, 5 oder 6 StromStG von 
der Stromsteuer befreit ist, § 53a Abs. 1, 4 EnergieStG.

Die teilweise Steuerentlastungen nach § 53a Abs. 1 und Abs. 4 En-
ergieStG differenziert demnach nach dem Verwendungszweck. 
Abs. 1 umfasst die zur gekoppelten Erzeugung von Kraft und Wär-
me verheizten Energieerzeugnisse. Die teilweise Steuerentlas-
tung nach Abs. 4 kommt demgegenüber in Betracht, wenn Ener-
gieerzeugnisse als Kraftstoff in einer begünstigten KWK-Anlage 
nach § 3 EnergieStG verwendet werden.132

Im Falle eines Verheizens (Abs. 1) ist die konkrete Entlastungshö-
he grundsätzlich in § 53a Abs. 2 EnergieStG geregelt.133 Je MWh 
nach § 2 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 EnergieStG versteuerter Energieerzeug-
nisse (gasförmige Kohlenwasserstoffe, für welche die Steuer 5,50 
EUR/ MWh beträgt, siehe oben) beträgt die Steuerentlastung 
demnach 4,42 EUR, § 53a Abs. 2 Nr. 3 EnergieStG. Die teilweise 
Steuerentlastung nach Abs. 1 wird nur für den Monat oder das Jahr 
gewährt, in dem der Monats- bzw. Jahresnutzungsgrad von mind. 
70 % nachweislich erreicht wurde, § 53a Abs. 9 EnergieStG.

132 Middendorp in: Bongartz/Jatzke/Schröer-Schallenberg, § 53a Energie-StG Rn. 21.

133 Im Fall des Verheizens zu betrieblichen Zwecken durch ein Unternehmen des Produzierenden Gewerbes oder ein Unter-nehmen der Land- 
und Forstwirtschaft regelt hingegen Abs. 3 die Entlastungshöhe. 

134 Gesetz v. 22.12.2025, BGBl. 2025 I Nr. 340; BT-Drs. 21/1866, S. 51. Die Steuerentlastungen entfielen bereits zum 31.12.2023.

135 Rodi/Liebheit in: Schneider/Theobald, Recht der Energiewirtschaft, Recht der Energiewirtschaft, Energiesteuern,  § 25 Rn. 108.

136 Nach § 2 Nr. 1 StromStG definiert als denjenigen, der Strom leistet.

137 Nach § 2 Nr. 2 StromStG definiert als diejenigen, die Strom zum Selbstverbrauch erzeugen.

138 Schröer-Schallenberg in: Bongartz/Jatzke/Schröer-Schallenberg, StromStG, § 9 Rn. 3.

139 BT-Drs. 21/1866, S. 68.

Wenn Energieerzeugnisse unter den Voraussetzungen von Abs. 
4 als Kraftstoff in begünstigten KWK-Anlagen eingesetzt wer-
den, richtet sich die Höhe der Entlastung nach § 53a Abs. 5 S. 1 
EnergieStG. Die Entlastung beträgt dann ebenfalls 4,42 EUR je 
MWh versteuerter gasförmiger Kohlenwasserstoffe, § 53a Abs. 
5 Nr. 3 EnergieStG. Neben einer Steuerentlastung nach § 53a 
Abs. 4 EnergieStG kommt keine weitere Steuerentlastung in Be-
tracht, § 53a Abs. 5 S. 2 EnergieStG.

Entlastungsberechtigt ist derjenige, der die Energieerzeugnis-
se zur gekoppelten Erzeugung von Kraft und Wärme verwen-
det hat. Das ist diejenige Person, die die Energieerzeugnisse in 
einer KWK-Anlage zum Betrieb der Anlage einsetzt, § 53a Abs. 
10 EnergieStG.

§ 53a Abs. 6 EnergieStG, welcher eine vollständige Steuerent-
lastung für die Verwendung von Energieerzeugnissen in hoch-
effizienten, noch nicht abgeschriebenen KWK-Anlagen mit ei-
nem Monats- oder Jahresnutzungsgrad von mind. 70 % regelte, 
wurde zum 01.01.2026 aufgrund der zum 31.12.2023 ausgelau-
fenen EU-Beihilfen aufgehoben.134

5.3. Stromsteuer

Das Stromsteuergesetz differenziert – anders als das EnergieStG 
– nicht zwischen unterschiedlichen Stromarten. Strom wird 
grundsätzlich einheitlich behandelt.135 Die Steuer entsteht (1) 
bei der Entnahme des Stroms durch einen Letztverbraucher aus 
dem Versorgungsnetz, (2) mit der Entnahme des Strom durch 
den Versorger136 zum Selbstverbrauch oder (3) bei Eigenerzeu-
gern137 mit der Entnahme des Stroms zum Selbstverbrauch, § 5 
Abs. 1 StromStG. Damit entsteht die Steuer sowohl beim Netz-

strombezug als auch beim Bezug über eine Direktleitung. Die 
Stromsteuer ist eine Verbrauchssteuer (§ 1 Abs. 1 S. 3 StromStG) 
und fällt auf entnommene Strommengen an. Sie beträgt 20,50 
EUR/MWh (§ 3 StromStG). Steuerschuldner ist entweder der 
Eigenerzeuger oder der Versorger (§ 5 Abs. 2 StromStG). Nach 
§ 8 StromStG hat der Steuerschuldner eine – nach seiner Wahl 
monatliche oder jährliche – Steueranmeldung für die entstan-
dene Stromsteuer zu machen.

5.4. Steuervergünstigung nach dem StromStG

Das StromStG sieht verschiedene Steuerbefreiungen und -er-
mäßigungen vor. Durch die Steuerbefreiung entsteht keine 
Stromsteuer und durch die die Steuerermäßigung entsteht sie 
mit reduziertem Steuersatz.138

Nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 StromStG ist Strom, der in Anlagen mit einer 
elektrischen Nennleistung von mehr als 2 MW ausschließlich 
aus Windkraft, Sonnenenergie, Erdwärme oder Wasserkraft in 
Wasserkraftwerken mit einer installierten Generatorleistung 

von bis zu 10 MW erzeugt und vom Betreiber der Anlage am Ort 
der Erzeugung zum Selbstverbrauch entnommen wird, von 
der Stromsteuer befreit. Biomasse, Klär- und Deponiegas fällt 
damit nicht unter den Befreiungstatbestand des § 9 Abs. 1 Nr. 1 
StromStG. Dies hat den Hintergrund des Auslaufens der Beihil-
fen zum 01.01.2024 bezüglich des Stroms aus Biomasse, Klär- 
und Deponiegas.139

Eine Stromsteuerbefreiung für Strom aus Biomasse – und da-
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mit für Strom aus Biomethan – ist jedoch nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 
StromStG möglich. Demnach ist Strom von der Steuer befreit, 
der in Anlagen mit einer elektrischen Nennleistung von bis zu 
2 MW ausschließlich aus Windkraft, Sonnenenergie, Erdwär-
me oder Wasserkraft oder in hocheffizienten KWK-Anlagen 
140mit einer elektrischen Nennleistung von bis zu 2 MW er-
zeugt wird. Der Strom muss außerdem (a) vom Betreiber der 
Anlage als Eigenerzeuger im räumlichen Zusammenhang zu 
der Anlage zum Selbstverbrauch entkommen werden oder (b) 
von demjenigen, der die Anlage betreibt oder betreiben lässt, 
an Letztverbraucher geleistet werden, die den Strom im räum-

140 Zur Definition siehe § 2 Nr. 10 StromStG.

141 BT-Drs. 14/2044, S. 11.

142 BT-Drs. 21/1866, S. 68.

143 BMF, Bekanntmachung nach § 9 Abs. 9 StromStG vom 12.12.2023, BGBl. 2023 I Nr. 364 vom 15.12.2023.

144 Rapoport, Tagesspiegel Background vom 15.05.2026, Einfrieren von CO
2
 -Preis reiß neue Haushaltslücke.

145 Siehe zu den Preisentwicklungen: Statista, Entwicklungen der Preise für ein Emissionszertifikat im Europäischen Emissions-handel 
(EU-ETS) in den Jahren 2023 bis 2026, abrufbar unter https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1454492/umfrage/co2-preise-im-
emissionshandelssystem-der-eu/#:~:text=Der%20Preis%20f%C3%BCr%20Emissionszertifika-te%20im,47%20Euro%20pro%20Tonne%20
CO%E2%82%82 (zuletzt am 25.06.2026).

146 Amendments adopted by the European Parliament on 13 November 2025 on the proposal for a regulation of the European Parliament and 
of the Council amending Regulation (EU) 2021/1119 establishing the framework for achieving climate neutrality (COM(2025)0524 – C10-
0137/2025 – 2025/0524(COD)).

lichen Zusammenhang zu der Anlage entnehmen. Die Rege-
lung bezweckt eine Förderung dezentraler Stromversorgung.141  
Von einer Stromsteuerbefreiung für 2 MW elektrische Nenn-
leistung übersteigende Stromerzeugungsanlagen wurde aus 
Bürokratiegründen abgesehen.142

Das Auslaufen der EU-Beihilfen, welche den Wegfall von Steu-
erbegünstigungen für Strom aus Biomasse oder aus Biomas-
se hergestellte Erzeugnisse in bestimmten Formen zur Folge 
hat,143 betrifft damit nicht die Steuerbegünstigung für Strom 
aus hocheffizienten KWK-Anlagen.

6. Emissionshandel 

Der CO
2
-Preis ist im Rahmen des marktbasierten Emissions-

zertifikatehandels zu zahlen. Der Staat generiert dadurch 
Einkommen, das überwiegend in den Klima- und Transforma-
tionsfonds (KTF) fließt.

Derzeit existieren zwei parallele Emissionshandelssysteme: 
Das nationale Emissionshandelssystem in Deutschland 
(nEHS) und der europäische Emissionshandel (ETS), welcher 
in den ETS 1 und den ETS 2 unterteilt wird.

Das nEHS umfasst vor allem die Sektoren Verkehr, Wärme 
und Abfallwirtschaft. Für jede Tonne CO

2
-Äquivalente, die 

durch Brennstoff in den Verkehr gebracht werden, ist ein Zerti-
fikat erforderlich. Im Jahr 2024 betrug der Preis im nationalen 
Emissionshandel 45 Euro je Zertifikat. 2025 lag der Preis bei 
55 Euro je Zertifikat. Diese Festpreise sollten den Wirtschafts-
teilnehmen Planungssicherheit während der Einführungspha-
se des nationalen Emissionshandels geben. Seit 2026 werden 
Zertifikate nicht mehr zu einem Festpreis gehandelt, sondern 
in einem Preiskorridor zwischen 55 und 65 Euro versteigert. 
Der Preis im Jahr 2027 war ursprünglich als ein Festpreis vor-
gesehen, der sich an den Zertifikatskosten des ETS 1 orientieren 
sollte und voraussichtlich auf mehr als 80 Euro pro Tonne ge-
stiegen wäre. Aufgrund der im Jahr 2026 stark gestiegenen Öl-
preise ist jedoch geplant, den Preiskorridor von 55 bis 65 Euro 
auch im Jahr 2027 beizubehalten.144

Gegenstand des ETS 1 sind die THG-Emissionen von Anlagen 
der Energiewirtschaft, der energieintensiven Industrie, 

des innereuropäischen Luftverkehrs und des Seeverkehrs. 
Im Gegensatz zum nEHS werden die Zertifikate im ETS 1 ohne 
vorgegebenen Preiskorridor zu einem variablem Marktpreis 
versteigert. Dafür wird eine begrenzte und jährliche sinkende 
Anzahl von Zertifikaten in den Markt gebracht, die zwischen 
Unternehmen gehandelt werden. Da die Anzahl der verfüg-
baren Zertifikate kontinuierlich abnimmt, steigt gleichzeitig 
der Preis je Zertifikat. Dieses „cap and trade“-System soll zu 
einer marktgesteuerten Transformation der Wirtschaft hin zur 
THG-Neutralität führen.145

Der ETS 1 wird zukünftig durch den ETS 2 ergänzt. Dieser um-
fasst die Sektoren Verkehr und Wärme, wodurch das nEHS ab-
sehbar verdrängt wird. Ursprünglich war die Einführung des 
ETS 2 für das Jahr 2027 vorgesehen, doch die EU-Mitglieds-
staaten haben sich darauf geeinigt, den Beginn auf das Jahr 
2028 zu verschieben.146

Da sich der Anwendungsbereich des nEHS auf die Sektoren be-
schränkt, die nicht Gegenstand des ETS 1 sind, wird im Folgen-
den zunächst der ETS 1 konkreter erläutert. Anschließend wird 
das nEHS betrachtet und auf die anstehenden Änderungen 
durch den ETS 2 hingewiesen.

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1454492/umfrage/co2-preise-im-emissionshandelssystem-
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1454492/umfrage/co2-preise-im-emissionshandelssystem-
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1454492/umfrage/co2-preise-im-emissionshandelssystem-
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6.1. Europäischer Emissionshandel (ETS 1)

147 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13.10.2003 über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates.

148 Gesetz über den Handel mit Berechtigungen zur Emission von Treibhausgasen (BGBl. I 2004 S. 1578).

149 Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11.12.2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen, ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 82–209.

150 Die Richtlinie spricht an anderer Stelle von der Einspeisung von “Biogas” in das Erdgasnetz (Art. 23 Abs. 4 lit. i; Art. 25 Abs. 2 lit. RED).

151 Siehe genauer Kapitel 2.2.2.

152 Emissionshandelsverordnung 2030 vom 29.04.2019 (BGBl. I S. 538), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 20.02.2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 47) geändert worden ist.

Rechtsgrundlagen des ETS ist die Emissionshandelsrichtli-
nie (EH-RL)147 der EU und deren nationale Umsetzung durch 
das Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz (TEHG).148 Der 
Anwendungsbereich des TEHG umfasst die Treibhausgasemis-
sionen der in § 2 Abs. 1 (i. V. m. Teil A Abschnitt 2 des Anhangs) 
und Abs. 2 TEHG festgelegten Tätigkeiten, insbesondere die 
Energiewirtschaft, die energieintensive Industrie, den innereu-
ropäischen Luftverkehr und den Seeverkehr. Verursachen die-
se Tätigkeiten THG-Emissionen, müssen sie gemäß § 7 TEHG 
Emissionsberechtigungen abgeben, deren Erwerb im Rahmen 
eines europäischen Emissionshandelssystems erfolgt.

Anlagen zur Energieerzeugung sind nach Teil A Abschnitt 2 des 
Anhangs zum TEHG nur emissionshandelspflichtig, wenn sie 
bestimmte Schwellenwerte überschreiten. Umfasst sind ge-
mäß Teil A Abschnitt 2 Nr. 2 des Anhangs zum TEHG Anlagen 
zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswär-
me oder erhitztem Abgas durch den Einsatz von gasförmigen 
Brennstoffen mit einer Feuerungswärmeleistung von mehr als 
20 MW bis weniger als 50 MW. Soweit Anlagen eine Gesamt-
feuerungswärmeleistung von über 50 MW aufweisen, sind sie 
gemäß Teil A Abschnitt 2 Nr. 2 des Anhangs zum TEHG zur Teil-
nahme am ETS 1 verpflichtet.

Zur Berechnung der Gesamtfeuerungswärmeleistung sind 
nach Teil A Abschnitt 1 Nr. 1 des Anhangs zum TEHG  die Feue-
rungswärmeleistungen aller technischen Einheiten zu addie-
ren, die Bestandteil der Anlage sind und in denen Brennstoffe 
verbrannt werden. Einheiten mit einer Feuerungswärmeleis-
tung von weniger als 3 MW werden gemäß Teil A Abschnitt 
1 Nr. 1 S. 3 des Anhangs zum TEHG bei dieser Berechnung 
nicht berücksichtigt.

Vom ETS 1 ausgenommen sind gemäß § 19 Abs. 5 Nr. 2 TEHG 
Anlagen, die nach ihrer immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migung – außer für Zwecke der Zünd- und Stützfeuerung – als 
Brennstoffe nur Klärgas, Deponiegas, Biogas oder Biomasse 
nutzen dürfen, die den Nachhaltigkeits- und Treibhausgasein-
sparungskriterien der jeweils geltenden Fassung der Erneuer-
bare-Energien-Richtlinie (RED)149 entsprechen. Art. 2 Abs. 2 
Nr. 28 RED definiert Biogas als gasförmige Kraft- und Brenn-
stoffe, die aus Biomasse hergestellt werden. Hierunter ist auch 
auf Erdgasqualität aufbereitetes Biomethan zu zählen.150

Ob eine Biomethananlage am ETS teilnimmt, richtet sich so-
mit nach dem Inhalt der immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigung. Ist der zulässige Brennstoffeinsatz auf Biogas 
entsprechend § 19 Abs. 5 Nr. 2 TEHG beschränkt, unterliegt die 
Anlage nicht dem TEHG. Lässt die immissionsschutzrechtliche 
Genehmigung hingegen einen weitergehenden Einsatz anderer 
Brennstoffe zu, ist die Anlage emissionshandelspflichtig.

Da die jeweilige immissionsschutzrechtliche Genehmigung 
dynamisch auf die RED verweist, müssen seit dem 21.05.2025 
strengere Anforderungen eingehalten werden, um von der Aus-
nahme des § 19 Abs. 5 Nr. 2 TEHG profitieren zu können. Seit 
diesem Datum ist die Frist für die nationale Umsetzung der 
sogenannten RED III abgelaufen. Diese Novelle hat strengere 
Nachhaltigkeits- und Treibhausgasemissionseinsparungskri-
terien für Biomasse eingeführt.151 Die Nachhaltigkeitskrite-
rien nach Art. 29 Abs. 2 bis 7 RED untersagen unter anderem, 
Biomasse von ökologisch besonders wertvollen Flächen zu ern-
ten. Hinsichtlich Biomethan sind die Nachhaltigkeitskriterien 
besonders relevant, wenn Biomethan aus Energiepflanzen wie 
Mais hergestellt wird. Es muss sichergestellt werden, dass diese 
Kriterien eingehalten werden. Dies gilt auch, soweit Rest- und 
Abfallstoffe zur Herstellung von Biomethan verwendet werden. 
Das Treibhausgasemissionseinsparungskriterium gilt ge-
mäß § 8 Abs. 2 S. 3 Emissionshandelsverordnung 2030 (EHV 
2030)152 als erfüllt, wenn der Emissionswert des Biomethans 
ein CO

2
-Äquivalent von 72 Gramm pro Megajoule um mindes-

tens 70 % unterschreitet. Das Kriterium bezieht sich auf die 
vollständige Prozesskette und soll verhindern, dass der Einsatz 
von Biomasse – die mit einem Emissionsfaktor von null bewer-
tet werden soll – durch lange Transportwege zu erheblichen 
THG-Emissionen führt. Um dies sicherzustellen, werden die 
THG-Emissionen der vorgelagerten Prozesskette mit den Emis-
sionen von fossilen Energieträgern verglichen.

Eine von der soeben beschriebenen Ausnahmeregelung unab-
hängige Privilegierung erhalten gemäß § 26 Abs. 1 TEHG An-
lagen, deren Emissionsgesamtmenge zu mehr als 95 % aus Bio-
masse resultiert, welche mit einem Emissionsfaktor von Null 
bewertet wurde. Diese Anlagen nehmen zwar formal am ETS 
teil, müssen jedoch keine Zertifikate abgeben. Biomasse – und 
damit Biomethan – wird mit einem Emissionsfaktor von Null 
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bewertet, wenn die Nachhaltigkeits- und Treibhausgasemis-
sionseinsparungskriterien der RED erfüllt sind.

Betreiber emissionshandelspflichtiger Anlagen sind nach § 5 
Abs. 1 Nr. 1, § 21 Abs. 1 TEHG verpflichtet, die emittierten Emis-
sionen gemäß der Monitoring-Verordnung (MVO)153 zu er-
mitteln und zu berichten. Nach § 26 Abs. 1 TEHG privilegierte 
Anlagen sind von dieser Pflicht befreit, müssen aber dennoch 
die Menge der verwendeten Biomasse und der daraus resultie-
renden CO

2
-Emissionen in ihren Jahresberichten nach Art. 68 

Abs. 3 MVO ausweisen. Auf Grundlage des jährlichen Emissi-
onsberichts gibt der Anlagenbetreiber die Menge an Emissions-
berechtigungen ab, die den durch seine Tätigkeit verursachten 
Emissionen in Tonnen CO

2
-Äquivalenten entspricht.

Bei der Erstellung des Emissionsberichts wird der Einsatz von 
biogenen Energieträgern berücksichtigt. Der Betreiber kann die 
biogenen Emissionen unter bestimmten Voraussetzungen im 
Emissionsbericht abziehen und so seine Abgabeverpflichtung 
reduzieren. Wesentliche Voraussetzung ist nach Art. 38 Abs. 5 

153 Durchführungsverordnung (EU) 2018/2066 der Kommission vom 19.12.2018 über die Überwachung von und die Berichterstattung über 
Treibhausgasemissionen gemäß der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 601/2012 der Kommission.

154 Siehe Kapitel 2.2.2.

155 Brennstoffemissionshandelsgesetz vom 12.12.2019 (BGBl. I S. 2728; 2022 I S. 2098), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27.02.2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 70) geändert worden ist.

156 Zur Zuordnung von Biomethan zur Unterposition 2711 29 siehe auch Kapitel 5.1.

157 Zenke/Telschow in: Theobald/Kühling, Energierecht, BEHG, § 2 Rn. 11.

158 Siehe Kapitel 5.2.

159 Zenke/Telschow in: Theobald/Kühling, Energierecht, BEHG, § 2 Rn. 16.

160 Ebd., § 2 Rn. 9.

MVO, dass die verwendete Biomasse die Nachhaltigkeits- und 
Treibhausgasemissionseinsparungskriterien erfüllt und den 
Anforderungen an die Massenbilanzierung gemäß Art. 30 RED 
nachkommt. Durch Massenbilanzierungssysteme soll nachver-
folgt werden können, aus welchen einzelnen Energieträgern 
sich Gemische zusammensetzen.

In Deutschland wird die Nachweisführung für die Massenbi-
lanzierung im Rahmen des Emissionshandels in der EHV 2030 
geregelt. Der Nachweis erfolgt gemäß § 3 Abs. 1 S. 2 EHV 2030 
durch einen nach § 10 BioSt-NachV anerkannten Nachhaltig-
keitsnachweis. Abgesehen von geringfügigen Anpassungen 
durch § 3 Abs. 1 bis 4 EHV 2030 sind daher wie im Rahmen der 
EEG-Förderung die §§ 4, 5, 6 BioSt-NachV maßgeblich.154

Der Abzug biogener Emissionen ist gemäß Art. 38 Abs. 5, Art. 
39 Abs. 3, 4 MVO auch bei Bezug von Biomethan aus dem 
Erdgasnetz möglich. Es gelten dieselben Anforderungen an 
den Nachhaltigkeitsnachweis.

6.2. Nationaler Emissionshandel 

Die Rechtsgrundlage des nEHS ist das Brennstoffemissionshan-
delsgesetz (BEHG).155 Das nEHS setzt nicht – wie der EU-ETS 
1 – bei den Emittenten von Treibhausgasen an, sondern bei den 
Inverkehrbringern von Brennstoffen, den so genannten BEHG-
Verantwortlichen. Der Anreiz zur Senkung der CO

2
-Emissionen er-

folgt hierbei im Gegensatz zum EU-ETS 1 im Rahmen eines Upstre-
am-Modells, d. h. durch Weitergabe der finanziellen Belastungen 
an die Industrie und Verbrauchende.

Gemäß § 2 Abs. 1 BEHG gilt das Gesetz für die Emissionen von 
Treibhausgasen aus den in Anlage 1 genannten Brennstoffen, die 
gemäß den Absätzen 2 und 2a in Verkehr gebracht werden. Zu 
den erfassten Brennstoffen zählt nach Anlage 1 Nr. 2 BEHG und 
Unterposition 2711 29 der Kombinierten Nomenklatur auch gas-
förmiges Biomethan.156 § 2 Abs. 2 BEHG verweist hinsichtlich des 
Inverkehrbringens von Brennstoffen auf eine Reihe von Tatbestän-
den des EnergieStG. Mit dem Entstehen der Energiesteuer nach 
diesen Tatbeständen wird somit die Abgabepflicht im Emis-
sionshandel begründet. 

Durch diese Verzahnung des BEHG und des Energiesteuerrechts 
hat das Bestehen von Steuerbefreiungsvorschriften Auswir-
kungen auf die Verpflichtungen nach dem BEHG insoweit, als 

dass die Brennstoffe nicht als in Verkehr gebracht gelten und so-
mit keine Abgabepflicht nach dem BEHG entsteht.157 Wird Bio-
methan zur Stromerzeugung in ortfesten Anlagen verwendet, so 
ist es gemäß § 28 Abs. 1 EnergieStG bei Vorliegen dessen Voraus-
setzungen158 von der Energiesteuer befreit und unterliegt damit 
nicht dem BEHG. Energiesteuerliche Entlastungen nach den §§ 45 
ff. EnergieStG – und damit Entlastungen nach §§ 53 und 53a Ener-
gieStG – haben hingegen keinen Einfluss auf das Entstehen der 
Energiesteuer und damit der Verpflichtungen nach dem BEHG.159

Bei Entnahme von Biomethan zum Verbrauch aus dem Gasnetz 
richtet sich die Steuerentstehung nach § 38 Abs. 1 EnergieStG. 
BEHG-Verantwortliche sind somit die Lieferanten auf letzter Han-
delsstufe, also Händler, die Biomethan über das Erdgasnetz an 
Endkunden liefern oder Biogasanlagenbetreiber bei Direktliefe-
rung des Biomethans bilanziell über das Erdgasnetz.160

Analog zum EU-ETS 1 sind BEHG-Verantwortliche nach den §§ 
6, 7, 8 BEHG zur Überwachung, Ermittlung und Meldung von 
Brennstoffemissionen sowie zur Abgabe der entsprechenden An-
zahl an Emissionszertifikaten verpflichtet.

Bei der Berechnung der Brennstoffemission gelten nach § 7 Abs. 4 
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Nr. 2 BEHG die Regelungen der Emissionshandelsberichterstat-
tungsverordnung (EBeV 2030)161 zur Berücksichtigung biogener 
Emissionen. Demnach hat der Biomasseanteil eines Biomasse-
Brennstoffs einen Emissionsfaktor von null, soweit die Erfüllung 
der Nachhaltigkeits- und Treibhausgasminderungsanforde-
rungen nachgewiesen ist, § 8 Abs. 2 EBeV. Hierfür müssen die 
Nachhaltigkeitsanforderungen der §§ 4 und 5 BioSt-NachV erfüllt 
sein und die durch den Verantwortlichen bestätigte Treibhausgas-
einsparung den Emissionswert des Biomasse-Brennstoffs von 72 
Gramm Kohlendioxid Äquivalent pro Megajoule um mindestens 
70 % unterschreiten, § 8 Abs. 2 S. 1, 3 EBeV 2030. Dabei sind die 
Treibhausgasemissionen für den Transport des Biomasse-Brenn-

161 Emissionsberichterstattungsverordnung 2030 vom 21.12.2022 (BGBl. I S. 2868).

162 BLE, Nabisy – Nachhaltige-Biomasse-System, abrufbar unter https://nabisy.ble.de/app/start (zuletzt am 11.03.2026); siehe auch Kapitel 2.2.2.

163 DEHSt, Leitfaden: Anwendungsbereich sowie Überwachung und Berichterstattung von CO
2
-Emissionen im nEHS (2023-2030), November 

2025, S. 67.

164 Ebd., S. 69.

165 Richtlinie (EU) 2023/959 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10.05.2023 zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG über ein 
System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Union und des Beschlusses (EU) 2015/1814 über die Einrichtung und 
Anwendung einer Marktstabilitätsreserve für das System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Union.

166 Amendments adopted by the European Parliament on 13 November 2025 on the proposal for a regulation of the European Parliament and 
of the Council amending Regulation (EU) 2021/1119 establishing the framework for achieving climate neutrality (COM(2025)0524 – C10-
0137/2025 – 2025/0524(COD)).

167 DEHSt, EU-ETS 2: Hinweispapier zum Anwendungsbereich sowie zur Überwachung und Berichterstattung von CO2-Emissionen, 
Berichtsphase 2024 bis 2026, Stand Dezember 2024, S. 11.

stoffs bis zu dessen Verwendung zu berücksichtigen, § 8 Abs. 2 S. 
5 EBeV 2030. Der Verantwortliche ist verpflichtet, die Erfüllung 
der Nachhaltigkeits- und Treibhausgasminderungsanforderun-
gen durch einen Nachweis auf der Datenbank der zuständigen Be-
hörde nach § 50 Abs. 1 BioSt-NachV (der Plattform Nabisy162) zu 
belegen, § 8 Abs. 2 S. 6 EBeV 2030. Der Nachweis bestätigt auch, 
dass für den gesamten Transport des Biomethans bis zu dessen 
Entnahme aus dem Erdgasnetz ein Massenbilanzsystem verwen-
det wurde.163 Für EEG-geförderte Biomethananlagen besteht eine 
Nachweisvereinfachung. Anstelle eines Nachweises nach § 8 Abs. 
2 EBeV 2030 kann eine Eigenerklärung vorgelegt werden.164

6.3. Ausblick: ETS 2 

Mit der Richtlinie (EU) 2023/959 vom 10.05.2023165 wurde die 
Einführung eines ergänzenden, eigenständigen Brennstoffemis-
sionshandelssystems für Gebäude, den Straßenverkehr und wei-
tere Sektoren beschlossen (EU-ETS 2). Nach einer dreijährigen 
Berichtsperiode ohne Abgabepflicht (2024 bis 2026) war der 
vollständige Beginn des Systems zunächst ab 2027 vorgesehen. 
Inzwischen einigten sich die EU-Mitgliedsstaaten darauf, den Be-
ginn auf 2028 zu verschieben.166 Auf nationaler Ebene wurden die 
Grundlagen für den ETS 2 durch die Novellierung des TEHG in na-
tionales Recht umgesetzt. Das TEHG beinhalt somit die Vorschrif-
ten für den ETS 1 sowie für den ETS 2.  

Im Gegensatz zum nEHS sind im EU-ETS 2 keine Festpreise oder 
ein Preiskorridor vorgesehen. Stattdessen werden die von der EU 
bekanntgegebenen Gesamtmengen an Emissionszertifikaten ver-
steigert. Ab dem Jahr 2028 soll die Zertifikatmenge jährlich linear 
um 5,38 % abnehmen (Art. 30c Abs. 2 S. 2 EH-RL).

Der Anwendungsbereich des ETS 2 ist grundsätzlich enger gefasst 
als der des nEHS. Dennoch sind Emissionen aus KWK-Anlagen 
und nicht dem ETS 1 unterliegende Anlagen der Energiewirtschaft 
einbezogen. Ein unter das nEHS fallendes Inverkehrbringen von 
Biomethan liegt daher gemäß § 3 Nr. 19 TEHG auch im Anwen-
dungsbereich des ETS 2, da darin ebenfalls auf das Entstehen der 
Energiesteuer abgestellt wird.

Inwieweit biogene Emissionen in der Emissionsberichterstat-
tung berücksichtigt werden, steht noch nicht fest. Dies soll ge-
mäß § 44 Abs. 1 Nr. 4 TEHG durch eine noch zu beschließende 

Rechtsverordnung festgelegt werden. Da § 43 Abs. 1 TEHG auf die 
MVO verweist, ist jedoch auch im Rahmen des ETS 2 davon aus-
zugehen, dass biogene Emissionen mit einem Emissionsfaktor 
von Null bewertet werden, wenn sie die Nachhaltigkeits- und 
Treibhausgaseinsparungskriterien erfüllen.

In der Übergangsphase, den Berichtsjahren 2024 bis 2027, er-
geben sich für die Verantwortlichen parallel bestehende Pflich-
ten aus beiden Handelssystemen.167 Neben den weiterhin be-
stehenden Berichts- und Abgabepflichten des nEHS müssen die 
Verantwortlichen bereits ab 2025 Emissionsberichte für das 
ETS 2 einreichen. Während für die Berichte über das Jahr 2024 
noch Erleichterungen galten, müssen ab der Emissionsbericht-
erstattung über das Jahr 2025 die Anforderungen der neuen 
Rechtslage an die Erstellung, Zertifizierung und Abgabe der 
Berichte eingehalten werden. Für das Berichtsjahr 2028 wird 
gemäß § 24 Abs. 1 S. 2 BEHG die Abgabepflicht aus dem nEHS 
aufgehoben und durch das ETS 2 ersetzt.
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